
Internationale Solidarität
in Zeiten der Monster 

◦ Gazacide – es gibt keinen Waffenstillstand, das Morden geht weiter
◦ Amnesty wirft Israel ethnische Säuberung im Westjordanland vor
◦ Irans Standfestigkeit: US-Fehleinschätzungen und globale Wendepunkte
◦ Kuba ist nicht alleine!
◦ Vernetzte Solidarität: Internationale Anti-Kriegs-Konferenz in London
◦ Eindrücke von einer Reise nach Moskau
◦ Deutsch-russische Friedenstage in Bremen

Herausgeber:
Bundesausschuss
Friedensratschlag Juli – Aug. 2026 / Nr. 4 



Internationale Solidarität in Zeiten der Monster
Inhalt

Gazacide – es gibt keinen Waffenstillstand 3

Israelische Militärgewalt gegen Gaza-Flo-
tille 2026

5

Buchbesprechung: Helga Baumgarten 6

Amnesty wirft Israel ethnische Säuberung 
vor

7

Kuba ist nicht alleine! 8

Irans Standfestigkeit: US-Fehleinschätzun-
gen und globale Wendepunkte

10

Internationale Anti-Kriegs-Konferenz in 
London

12

Auszug aus Interview mit Kate Hudson 13

Eindrücke von einer Reise nach Moskau 14

Deutsch-russische Friedenstage in Bremen 16

Buchbesprechung: Der Wahrheitskomplex 18

Erste Friedenskonferenz Südwestvernet-
zung

19

Aufruf: Nein zu Hochrüstung, Wehrpflicht 
und Krieg!

20

Alle Fußnoten in den Beiträgen, sowie 
Autoren- und Quellenverweise finden sich in 
der Web-Fassung dieser Ausgabe unter 
https://frieden-und-zukunft.de/fj-archiv/

Redaktionsschluss dieser Ausgabe: 7.7.26

Impressum
Das Friedensjournal erscheint 6-mal jährlich 
und ist zum Spendenbeitrag von mindestens 15 
EUR über die Redaktionsanschrift zu beziehen.
Herausgeber:
Bundesausschuss Friedensratschlag 
Germaniastraße 14, 34119 Kassel
www.friedensratschlag.de
Redaktion:
Annette Groth, Joachim Guilliard, Lühr Henken, 
Werner Ruf, Ewald Ziegler, Karl-Heinz Peil 
(V.i.S.d.P).
Redaktionsanschrift:
Friedens- und Zukunftswerkstatt e. V.
c/o Gewerkschaftshaus Frankfurt,
Wilhelm-Leuschner-Straße 69 –77,
60329 Frankfurt am Main
e-Mail: info@frieden-und-zukunft.de
Kontoverbindung:
Friedens- und Zukunftswerkstatt e. V.
Frankfurter Sparkasse, BIC: HELADEF1822
IBAN: DE20 5005 0201 0200 0813 90
Internetausgabe: 
auf www.frieden-und-zukunft.de  
mit digitalem Archiv ab 2010. 
ISSN 2193-9233d

Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,
In dieser Ausgabe geht es weniger 

um die Analyse friedenspolitisch rele-
vanter  Entwicklungen  durch  Aufrüs-
tung,  Militarisierung  und  Kriegsfüh-
rung als vielmehr um die Frage:  Was 
können wir im Kontext internationaler 
Aktivitäten für Frieden und Solidarität 
mit den Opfern von Wirtschaftskriegen 
und offener Militärgewalt tun? 

Im Fokus der Solidarität steht nach 
wie vor Gaza, wo die israelische Militär-
gewalt  trotz  eines  offiziellen  Waffen-
stillstandes  weitergeht.  Neben  dem 
andauernden  Genozid  geht  es  Israel 
hier  auch  um  eine  ethnische  Säube-
rung.  Letzteres  wird  aktuell  im West-
jordanland  offen  praktiziert,  wie  ein 
kürzlich  veröffentlichter  Bericht  von 
Amnesty  International  schonungslos 
aufzeigt. Dabei geht es nicht „nur” um 
faschistischen Terror  von  israelischen 
Siedlern, sondern um die volle Rücken-
deckung  des  israelischen  Staates  in 
Form von materieller und logistischer 
Unterstützung, um die Lebensgrundla-
gen  in  den  noch  verbliebenen  Sied-
lungsgebieten  der  Palästinenser  zu 
zerstören. 

Internationale  Solidarität  bedeutet 
nicht  nur  Unterstützung  für  die  von 
Wirtschaftskriegen,  Militärgewalt  und 
Repression Betroffenen, sondern auch 
den  Aufbau  internationaler  Kontakte. 
Neben dem politischen Austausch und 
(Volks-)Diplomatie  spielen  dabei  auch 
kulturelle  Interaktionen  eine  zentrale 
Rolle.  In  dieser  Ausgabe  beleuchten 
wir dies am Beispiel der Deutsch-Russi-
schen  Friedenstage  in  Bremen.  Die 
Träger  dieser  inzwischen  etablierten 
Institution sagen dazu: „Kunst und Kul-
tur sprechen die Menschen auf einer ge-
meinsamen Gefühlsbasis an, sie ‚verbin-
den die Herzen‘.  Hier haben Feindbilder  
auf Dauer keinen Raum.“

Neben  den  historisch-kulturellen 
Bindungen  zu  Russland  sind  derzeit 
persönliche  Kontakte  und  Gespräche 
mit Russland unerlässlich. Reisen nach 
Russland und die Darstellung der da-
bei  gewonnenen  Eindrücke  sind  des-
halb wichtig,  um sich der  grassieren-
den Russophobie entgegenzustellen. 

Aktionen zur internationalen Solida-
rität dürfen sich jedoch nicht auf Stra-
ßenproteste  gegen  Menschheitsver-
brechen beschränken,  wie  sie  derzeit 
gegen Palästina und Kuba stattfinden. 
Seit  2010  gibt  es  die  internationalen 
Gaza-Flotillen,  so  auch  wieder  in  die-
sem  Jahr.  Das  israelische  Militär  hat 
auch  dieses  Mal  wieder  –  mit  ver-
schärftem Terror – Hilfslieferungen an 
Gaza mit offener Piraterie in internati-
onalen Gewässern verhindert. 

Nicht  verhindert  wurden  hingegen 
die  Hilfelieferungen  einer  Flotille  von 
US-Friedensaktivisten  nach  Kuba  im 
März dieses Jahres – inspiriert von der 
„Global  Sumd-Flotille“  für  Gaza.  Die 
Hilfsgüter für Kuba sind freilich nur ein 
Tropfen  auf  den  heißen  Stein  ange-
sichts der US-Blockade gegenüber Ku-
ba, die auf die Zerstörung der sozialis-
tischen Republik zielt. 

Solidarität  mit  Palästina  und  Kuba 
stand auch im Mittelpunkt der Londo-
ner  Anti-Kriegskonferenz  am 20.  Juni. 
Mit  mehr  als  3.000  TeilnehmerInnen 
war  diese  eine  erfolgreiche  Fortset-
zung der ersten Konferenz dieser Art 
in Paris am 5. Oktober 2025. Eine dritte 
Konferenz  dieser  Art  ist  für  nächstes 
Jahr in Berlin geplant. 

Bei allen Aktionen muss der eskalie-
rende Sozialabbau, der mit Militarisie-
rung und Aufrüstung einhergeht, noch 
viel stärker in den Fokus rücken. Hier 
zeigen  sich  Gemeinsamkeiten  in  den 
europäischen  Ländern,  die  auch  bei 
den  genannten  Konferenzen  präsent 
waren. 

In Deutschland kommt das spezifi-
sche Problem der Deindustrialisierung 
(u.  a.  durch  den  Verzicht  auf  billiges 
russisches  Erdgas)  und  der  massive 
Verlust von Arbeitsplätzen hinzu. Neue 
Arbeitsplätze durch Rüstungsprodukti-
on  sind  jedoch  kein  Rettungsanker, 
sondern  Teil  der  Arbeitsplatzvernich-
tung an anderer Stelle durch die staat-
liche  Austeritätspolitik.  Diesen  Aspekt 
muss  man  bei  Protesten  und  in  der 
Öffentlichkeit viel stärker betonen, da-
mit diese die sich langsam entwickeln-
den  Sozialproteste  der  Gewerkschaf-
ten auch mit den zugrunde liegenden 
Ursachen verbinden. 

Karl-Heinz Peil
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Gazacide – es gibt keinen Waffenstillstand, das Morden geht weiter
von Annette Groth 

„Der Tod menschlicher Empathie ist eines 
der frühesten und deutlichsten Zeichen ei-
ner Kultur, die im Begriff ist, in die Barba-
rei zu verfallen“. (Hannah Arendt)

Der  palästinensische  Journalist  Rami 
Abu  Jamous  erhielt  am  19.  Mai  den 
Nord-Süd-Preis des Europarats. Jamous 
war Gründer der Agentur GazaPress, die 
westliche  Journalisten  bei  Recherchen 
und bei Übersetzungen unterstützte. 

An der Preisverleihung in Lissabon las 
Portugals Präsident António José Seguro 
aus  dem  «Gaza-Tagebuch«  von  Rami 
Abu Jamous vor. Die Dankesrede von Ja-
mous, die er per Video aus Gaza hielt, 
ist absolut lesenswert: 

„Ich spreche zu Ihnen aus Gaza. Aus die-
sem Land, dessen Tod die Welt live mitver-
folgt. Aus diesem Freiluftgefängnis, in dem 
wir einen Gazacide erleben. Ja, ich sage 
bewusst Gazacide. Ein Völkermord bedeu-
tet, ein Volk zu töten. Aber was wir erle-
ben, ist nicht nur das Töten eines Volkes. 
Es ist das Töten der Geschichte. Es ist das 
Töten des Landes. Es ist das Töten von Bil-
dung, Gesundheit, Archäologie, der Ver-
gangenheit, ja sogar der Zukunft – und 
vor allem ist es das Töten der Menschlich-
keit der Palästinenser.
Wir sind zusammengepfercht, gejagt, aus-
gehungert. Ich spreche zu Ihnen aus dem 
Maison de la Presse – einer Einrichtung, 
an deren Gründung ich gemeinsam mit 
mehreren Journalistenkollegen beteiligt 
war, darunter meinem Freund Bilal Jad-
dallah, den die Besatzungsarmee leider 
getötet hat. Der grosse portugiesische 
Dichter Fernando Pessoa schrieb: «Freiheit  
ist die Möglichkeit, sich zurückzuziehen.» 
In Gaza wird uns sogar diese Freiheit ge-
raubt. Wir sind zusammengepfercht, ge-
jagt, ausgehungert – aber wir weigern uns  
zu schweigen. Möge dieser Preis auch ein 
Aufschrei sein: Der Gazacide darf nicht un-
gestraft bleiben“.[1]

Am 8. Juni wurde der diesjährige Euro-
päische Pressepreis an die investigative 
Reportage „Was die Wunden erzählen“ 
von Maud Effting und Willem Feenstra 
von  der  niederländischen  Zeitung  „De 
Volkskrant“  verliehen.  Die  beiden Jour-
nalisten  dokumentieren  die  Fälle  von 
114 Kindern in Gaza unter 15 Jahren, die 
von einer  einzigen Kugel  in  Kopf  oder 
Brust getroffen wurden. Fast alle von ih-
nen starben oder blieben schwer behin-

dert. „Eine einzelne Kugel in diesen 
Körperteilen ist  ein  klarer  Hinweis 
darauf,  dass  diese  Kinder  gezielt 
angegriffen wurden“, schreiben die 
Preisträger. [2]

Über  beide  Preisverleihungen 
wurde in den deutschen Mainstre-
ammedien nicht berichtet.

Dadurch,  dass  die  Aufmerksam-
keit  der Weltöffentlichkeit  auf  den 
eskalierenden Krieg zwischen Russ-
land und der Ukraine gerichtet ist, 
sowie auf die Bombardierung und 
die Zerstörung des Libanon einher-
gehend mit einer massiven Vertrei-
bung  von  weit  über  einer  Million 
Menschen, wird über die katastro-
phale  Situation  in  Gaza  kaum  be-
richtet. 

Laut dem Palästinensischen Men-
schenrechtszentrum  war  der  Mai 
2026  der  tödlichste  Monat,  in  dem 
mindestens 119 Menschen von der is-
raelischen  Armee  ermordet  wurden, 
darunter  19  Kinder.   In  den  ersten 
neun  Tagen  des  Juni  2026  wurden 
mindestens 46 PalästinenserInnen ge-
tötet, wie immer darunter etliche Kin-
der.

Dr. Abdel Wahab, palästinensischer 
Chirurg im Norden von Gaza,  7.  Juni 
2026:  

„Dieser 15-jährige Junge wurde von den 
anhaltenden Angriffen auf Gaza verletzt.  
Ein Splitter durchbohrte sein Herz, und 
innerhalb weniger Minuten starb er. Das  
ist die Realität in Gaza: Die Angriffe hö-
ren einfach nie auf.“[3]

Das  UN-Menschenrechtsbüro 
(OHCHR)  bestätigt  ebenfalls  eine  Zu-
nahme  israelischer  Attacken  in  Gaza 
und  veröffentlichte  am  4.  Juni  einen 
Bericht  über  „wiederholte  Angriffe“ 
und „routinemäßige gezielte Angriffe“ 
auf Polizeibeamte in Gaza. Seit Januar 
2026 hat  das OHCHR mindestens 12 
Angriffe auf die Polizei registriert, bei 
denen mehr als 53 Zivilist*innen getö-
tet  wurden,  darunter  35  Polizeibe-
amte. Mayy El Sheikh, Sprecherin des 
OHCHR in den besetzten palästinensi-
schen Gebieten, betont, dass die „sys-
tematische  gezielte  Bekämpfung“ 
wichtiger  öffentlicher  Einrichtungen 
und  Mitarbeiter*innen  zu  einem  Zu-
sammenbruch der zivilen und öffentli-

chen Ordnung geführt habe.[4] 

Yanis Varoufakis,  griechischer Wirt-
schaftswissenschaftler  und  ehemali-
ger  Finanzminister  Autor  und  Politi-
ker, kommentiert am 2. Juni 2026 auf 
X (Twitter): 

„Nun, da Gaza in Trümmern liegt – zer-
schmettert wie ein geliebtes Gesicht 
nach lang andauernder Brutalität –, 
schreitet Israel mit schrecklicher Selbst-
sicherheit zum nächsten Akt über: dem 
Akt, jeden Menschen dort nicht nur ver-
wundet, sondern dauerhaft handlungs-
unfähig zurückzulassen. Verletzt, krank, 
hungrig, obdachlos, ohne Arbeit, ohne 
Hoffnung. Das sind keine Kollateral-
schäden des Krieges. Das ist Absicht.  
Wie mein Freund Gideon Levy schreibt – 
und er weiß es nur zu gut –ist dies der 
Auftakt zur Vertreibung. Man stelle sich 
das vor: eine Gesellschaft ohne 
Lehrer*innen, ohne Ärzt*innen, ohne 
Sozialarbeiter*innen, ohne 
Ingenieur*innen, ohne Angestellte. Das 
ist keine Gesellschaft. Das ist ein Pferch. 
Ein langsames Auslöschen. Und wenn 
nichts mehr funktioniert – keine Schule, 
kein Krankenhaus, kein Büro, kein Herz 
–, dann wird es „einfach“, die Menschen 
in alle Winde zu zerstreuen. … Sie ma-
chen das Leben unmöglich, damit die 
Migration zur einzigen „Wahl“ wird. Und  
die Welt schaut zu, rückt ihre Brille zu-
recht und ruft zur Zurückhaltung auf. 
Zurückhaltung! Es gibt keine Zurückhal-
tung beim langsamen Ertrinken.“ (5)
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Varoufakis bezieht sich auf einen Arti-
kel  von Gideon Levy,  einer der renom-
miertesten israelischen Journalisten, der 
am 30. Mai 2026 titelte: 

„Israels Lösung für das Gaza-Problem ist 
bereits in vollem Gange - Die einzige Alter-
native zur Herrschaft der Hamas ist der-
zeit die Anarchie, und dieses Chaos kommt  
Israel zugute, um seinen Nachkriegsplan 
zu verwirklichen: den vollständigen sozia-
len Zerfall und schließlich die Vertrei-
bung“.  

Levy fährt fort: 

„Sobald die Bevölkerung Gazas zu einer 
heterogenen Masse ohne organisierte Ge-
sellschaft, ohne grundlegende Versor-
gung, ohne wesentliche Institutionen und 
natürlich ohne Führung reduziert ist, wird 
der vollständige Zerfall des sozialen Gefü-
ges es Israel erleichtern, zur nächsten 
Phase überzugehen, die es nie aufgegeben  
hat: der Phase der Vertreibung. Erst dann 
wird das Gaza-Problem endgültig gelöst 
sein. Ohne eine funktionierende Gesell-
schaft ist es ein Leichtes, die Bewohner*in-
nen Gazas in alle Winde zu vertreiben“ [6]

Verteidigungsminister  Israel  Katz 
schrieb auf X: 

„Wir haben versprochen, dass die Hamas 
im Gazastreifen weder zivil noch militä-
risch herrschen wird, und so soll es auch 
sein. Auch der Plan zur freiwilligen Aus-
wanderung wird umgesetzt werden, und 
zwar zum richtigen Zeitpunkt und auf die 
richtige Art und Weise.“ [7] 

Einen  Hinweis  auf  diesen  Vertrei-
bungsplan  gab  auch  Benjamin  Netan-
jahu und verkündete,  dass der von Is-
rael kontrollierte Teil des Gazastreifens 

von 60 Prozent auf 70 Prozent ausge-
weitet  werden  wird.  D.h.  über  zwei 
Millionen  Menschen  werden  in  ein 
noch  kleineres  Gebiet  zusammenge-
pfercht. Man kann sich leicht vorstel-
len, wie sich die jetzt schon katastro-
phale Situation der Bevölkerung wei-
ter verschärft.

Wie  viele  andere  frage  ich  mich 
auch, was wir angesichts dieser mons-
trösen Verbrechen tun können außer 
Protestbriefe schreiben, Mahnwachen 
und Demonstrationen organisieren? 

Was die EU und Deutschland 
tun könnten

Eine  Möglichkeit  ist,  das  europäi-
sche Bürgerbegehren zu unterschrei-
ben,  das  die  Aussetzung  des  EU-Is-
rael-Assoziierungsabkommens  for-
dert. 

Das Assoziierungsabkommen ist für 
die israelische Wirtschaft  von zentra-
ler Bedeutung, da die EU Israels größ-
ter  Handelspartner  ist.  Handel  und 
Kooperation mit der EU bringen für Is-
raels Rüstungsindustrie,  den Techno-
logiesektor  und  die  Wissenschaft 
enorme Vorteile. 

In  Artikel  2  ist  als  zentraler  Faktor 
die Achtung der Menschenrechte ver-
ankert, wie es auch auf der EU-Web-
seite steht: 

„Die Wahrung der Menschenrechte, der 
demokratischen Grundsätze und der 
Rechtsstaatlichkeit sind wesentliche Ele-
mente des Abkommens. Die EU kann die  
Zusammenarbeit mit Ländern unterbre-
chen, wo diese Prinzipien anhaltend ver-
letzt werden“. [8] 

Bereits  im  Juni  2025 
stellte  die  Europäische 
Kommission  fest,  dass 
Israel  gegen  Artikel  2 
des  Abkommens  ver-
stößt  und  schlug  des-
halb eine teilweise Aus-
setzung  des  Abkom-
mens  sowie  gezielte 
Sanktionen  gegen  ein-
zelne  Mitglieder  der  is-
raelischen  Regierung 
sowie  gegen  gewalttä-
tige  Siedler*innen  vor. 
Dieser Vorschlag wurde 
abgelehnt. 

Bislang haben 1.2 Mil-
lionen Menschen in der 
EU das europäische Bür-

gerbegehren  unterschrieben.  Mit 
über  68.485  Unterschriften  in 
Deutschland  ist  das  erforderliche 
Quorum  erreicht  und  liegt  sogar 
leicht  darüber  bei  101,19%  (Stand 
18.06.2026)[9].  „Es  wäre  ein  wichtiges  
Zeichen der Kritik an der deutschen Re-
gierungspolitik gegenüber Israel,  wenn  
weiterhin  Unterschriften  gesammelt  
werden“, appelliert die Deutsch-Paläs-
tinensische Gesellschaft.[10]

Kürzlich  haben auch 22 ehemalige 
PremierministerInnen und MinisterIn-
nen eine Aussetzung des Abkommens 
mit Israel gefordert, darunter immer-
hin  zwei  Deutsche:  Herta  DÄUBLER-
GMELIN , die ehemalige Bundesjustiz-
ministerin und Sigmar GABRIEL, ehe-
maliger Außenminister und Vize-Kanz-
ler. [11]

Insbesondere Deutschland und Ita-
lien  blockieren  die  Aussetzung  des 
Abkommens bislang. Wenn einer der 
beiden  Staaten  zustimmt,  würde  es 
für eine qualifizierte Mehrheit und da-
mit für eine teilweise Aussetzung des 
Abkommens reichen.

Angesichts  der  großen  weltweiten 
Proteste sowie einiger Ermittlungsver-
fahren  gegen  Israels  Polizeiminister 
Itamar Ben-Gvir, der für massive Miss-
handlungen der Aktivisten der Global 
Sumud  Flotilla  verantwortlich  ist,  ist 
zu hoffen, dass zumindest Italien jetzt 
der Aussetzung des Assoziierungsab-
kommens zustimmt. 

Mitte Mai hat die italienische Justiz 
ein  Ermittlungsverfahren  wegen  des 
Umgangs mit festgenommenen Gaza-
Aktivisten gegen Israels  Polizeiminis-
ter Itamar Ben-Gvir eingeleitet. Die Er-
mittlungen  laufen  wegen  des  Ver-
dachts auf Folter und Freiheitsberau-
bung. 

Auch  der  Druck  auf  die  Bundesre-
gierung,  endlich  Maßnahmen  gegen 
Israel zu ergreifen, wie Amnesty Inter-
national  am  10.  Juni  anlässlich  der 
Vorstellung eines Berichts zur Gewalt 
gegen  Palästinenser  im  besetzten 
Westjordanland  forderte,  muss  ver-
stärkt werden.  Laut Amnesty betreibt 
die israelische Regierung eine »Kam-
pagne  ethnischer  Säuberung«  auf 
dem  palästinensischen  Territorium. 
Diesen Prozess der Vertreibung zieht 
die israelische Regierung  schon lange 
durch und muss endlich bestraft wer-
den. 

Quellenangaben siehe Online-Fassung
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Shuja‘iyya im Osten von Gaza-Stadt während der kurzen 
Waffenruhe Anfang 2025. Inzwischen ist der Stadtteil 
weitgehend unter israelischer Besatzung, eine Rückkehr der 
Palästinenser:innen in ihre Häuser – oder das was davon übrig 
ist – ist nicht mehr möglich. (Foto: Yousef Zaanoun/Activestills)  
Quelle: medico international



Israelische Militärgewalt gegen Gaza-Flotille 2026

Ann Wright hat sich seit  2010 an den  
Missionen der Flottille zur Durchbrechung  
der  Blockade  des  Gazastreifens  beteiligt.  
In diesem Jahr hat sie die Missionen der  
einzelnen Boote von verschiedenen Mittel-
meerhäfen  aus  organisatorisch  unter-
stützt und über die Internetverbindungen  
mit den Booten ausführliche Berichte ver-
fasst. Nachfolgend daraus einige Auszüge,  
übersetzt mit Deepl.com und redaktionell  
leicht bearbeitet (FJ).

18. Mai 2026
Die  größte  zivile  Flottille  in  der  Ge-

schichte der Hilfsaktionen für die Paläs-
tinenser im Gazastreifen und im West-
jordanland wurde am Montag, dem 18. 
Mai 2026, um 10:30 Uhr türkischer Zeit, 
250 Seemeilen vor der Küste des Gaza-
streifens abgefangen.

Zu diesem Zeitpunkt, 45 Minuten nach 
Beginn  der  Abfangaktion,  enterten die 
israelischen  Soldaten  gewaltsam  viele 
der 57 Schiffe der Flottille, die von  Glo-
bal  Sumud  Flotilla,  der  Freedom  Flotilla  
Coalition und  der  Mavi  Marmara  Free-
dom  and  Solidarity  Association organi-
siert worden war.

19. Mai 2026
Zehn Boote, darunter das Schiff „Lina“ 

der  Gaza Freedom Flotilla Coalition, sind 
weiterhin auf  dem Weg nach Gaza.  Es 
handelt sich um die größte zivile Flottille 
in der Geschichte der Solidarität mit den 
Palästinensern in Gaza und im Westjor-
danland, die versucht, die illegale israe-
lische Seeblockade von Gaza zu durch-
brechen.

Neun  US-Bürger  befinden  sich  auf 
den zehn Booten,  die noch immer auf 

dem Weg nach Gaza sind!! Über 400 
unbewaffnete  zivile  Teilnehmer  aus 
45  Ländern  wurden von israelischen 
Streitkräften  in  internationalen  Ge-
wässern entführt.

Ihre Boote wurden vom israelischen 
Militär  absichtlich  beschädigt  und 
treibend zurückgelassen – als Gefahr 
für die internationale Schifffahrt und 
als  weiterer  Verstoß  gegen  das  Völ-
kerrecht  durch die  israelische Regie-
rung.

Die aus 54 Booten bestehende Flot-
tille,  zu der Boote der  Global  Sumud 
Flotilla, der Gaza Freedom Flotilla Coali-
tion und  vieler  anderer  Organisatio-
nen aus der Türkei, Malaysia und In-
donesien  gehörten,  wurde  gestern, 
am  Montag,  dem  18.  Mai  2026,  ab 
10:30 Uhr türkischer Zeit abgefangen.

Das  Fracht-„Gefängnisschiff“,  auf 
dem  Kapitäne,  Besatzung  und  Teil-
nehmer  nach  der  Abfangung  inhaf-
tiert wurden, hat sich langsam in Rich-
tung des Hafens von Ashdod in Israel 
bewegt,  wo  Flottillen-Teilnehmer  in 
der  Vergangenheit  von  der  israeli-
schen Regierung registriert wurden.

20 Mai 2026
In  den  vergangenen  zwei  Tagen 

wurden etwa 470 unbewaffnete zivile 
Teilnehmer aus 45 Ländern in interna-
tionalen  Gewässern  von  israelischen 
Streitkräften entführt,  auf ein Fracht-
„Gefängnisschiff“  gebracht  und 
schließlich gegen ihren Willen nach Is-
rael  verschleppt,  dort  mehrere  Tage 
in  israelischer  Haft  festgehalten  und 
schließlich abgeschoben.

Die  fünf  Schiffe  der 
Freedom  Flotilla  Coali-
tion  hatten 37 Teilneh-
mer aus 13 Ländern an 
Bord. […]

Das  Fracht-„Gefäng-
nisschiff“, auf dem Ka-
pitäne, Besatzung und 
Teilnehmer  nach  der 
Aufbringung  inhaftiert 
wurden,  blieb  in  der 
Gegend, bis das letzte 
Schiff  der  Flottille  be-
schlagnahmt  und  die 
Teilnehmer  an  Bord 
gebracht worden waren. Das Gefäng-
nisschiff soll gegen 5 Uhr palästinensi-
scher  Zeit  im Hafen von Ashdod,  Is-

rael,  einlaufen.  Die  Flottillen-Teilneh-
mer werden in Ashdod von der israeli-
schen Regierung registriert. 

Nach  langwierigen  Verfahrens-
schritten, bei denen die Teilnehmer in 
der Sonne in unbequemen Positionen 
warten mussten – beispielsweise stun-
denlang auf Beton knien – und trotz 
versuchter  Demütigungen  durch 
Wachpersonal,  die  jedoch  nichts  im 
Vergleich  zu  dem  sind,  was  Palästi-
nensern widerfährt,  werden die Flot-
tillen-Teilnehmer für mehrere Tage in 
das berüchtigte Ktzi’ot-Gefängnis  ge-
bracht,  bevor  das  Abschiebungsver-
fahren beginnt.

Außenminister von zehn 
Ländern verurteilen 

israelische Angriffe auf die 
Gaza-Flottille

Am Montag, dem 18. Mai 2026, ver-
öffentlichten  die  Außenminister  der 
Türkei,  Spaniens,  Jordaniens,  Paki-
stans, Bangladeschs, Brasiliens, Indo-
nesiens, Kolumbiens, Libyens und der 
Malediven  eine  gemeinsame  Erklä-
rung, in der sie das Vorgehen der isra-
elischen  Streitkräfte  als  „eklatante 
Verstöße gegen das Völkerrecht  und 
das humanitäre Völkerrecht“ bezeich-
neten.

In  der  Erklärung äußerten  die  Au-
ßenminister  „tiefe  Besorgnis  hinsicht-
lich der Sicherheit der zivilen Teilnehmer  
der Flottille“ und forderten die „sofor-
tige  Freilassung  aller  inhaftierten  Akti-
visten sowie die uneingeschränkte Ach-
tung ihrer Rechte und ihrer Würde“.

Hunderte  Tunesier  empfangen  Boot  
der Global Sumud Flottile am 7.9.2025 -  
Quelle: Wikimedia
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Authentische Einblicke aus dem Westjordanland
Buchbesprechung: Helga Baumgarten: Briefe aus Jerusalem. Vom Juni 2023  
bis zum „Waffenstillstand“ 2025. Verlag 8. Mai, Berlin 2026, € 16,90.  
Die Tageszeitung Junge Welt hat ver-

dienstvollerweise  die  unregelmäßig  er-
scheinende Kolumne von Helga Baum-
garten  „Briefe  aus  Jerusalem“  als  ge-
sammeltes  Bändchen  herausgebracht. 
Dies  ist  nicht  nur  ein  handliches,  son-
dern  auch  ein  wertvolles  Büchlein: 
Helga  Baumgarten,  die  viele  Jahre  an 
der  Palästinensischen Bir  Zeit-Universi-
tät lehrte und noch immer dort tätig ist, 
berichtet  aus ihrer  Wahlheimat  Jerusa-
lem. 

Die Kolumnen befassen sich auf knap-
pem  Raum  mit  aktuellen  Ereignissen, 
mit  historischen Zäsuren  im israelisch-
palästinensischen Konflikt, kurz mit den 
Befindlichkeiten und Lebensaktualitäten 
der Palästinenserinnen und Palästinen-
ser. 

Im Gegensatz zu Presseartikeln erhe-
ben diese „Briefe“ nicht primär den An-
spruch, aktuelle Ereignisse zu vermitteln 
oder  in  ihren  jeweiligen  Kontexten  zu 
erklären,  sie  konzentrieren  sich  viel-
mehr auf aktuelle oder vergangene Er-
eignisse, die die palästinensische Gesell-
schaft  und  ihr  Bewusstsein  nachhaltig 
geprägt haben oder prägen, Ereignisse, 
die  insbesondere  in  der  deutschen 
Presse meist keine Aufmerksamkeit fin-
den oder gefunden haben. 

So stellen sie ein Mosaik dar, das den 
Hintergrund  dessen  ausmalt,  was  das 
tagtägliche  Leben,  die  alltäglichen  Er-
fahrungen, schlicht die kaum erträgliche 
und hier nicht vorstellbare Lebenswirk-
lichkeit der Palästinenser seit Jahrzehn-
ten ausmacht.

Wer weiß etwa, welche Rolle die Kha-
lidi-Familie und ihre Bücherei im kollek-
tiven  Gedächtnis  der  Palästinenser 
spielt, wer könnte ermessen, welche Be-
deutung  der  Besitz  und  der  freie  Zu-

gang zu dieser Bibliothek haben? Wer 
denkt noch an das Massaker von Sa-
bra und Schatila oder an den schwar-
zen September in Jordanien? 

Helga Baumgarten erinnert auch an 
die  Multikonfessionalität  der  Palästi-
nenser, lässt Vertreter der christlichen 
Gemeinden  zu  Wort  kommen  wie 
etwa  den  griechisch-orthodoxen  Erz-
bischof  von Jerusalem, Hanna Abdal-
lah oder den wortgewaltigen Munther 
Isaac, Pfarrer der Evangelisch-Lutheri-
schen  Weihnachtskirche,  der  sich 
nicht scheut,  die Doppelmoral  seiner 
Kirche  öffentlich  zu  benennen.  Doch 
gibt  es  in  all  dieser  Wirklichkeit  von 
Leid, Elend und Horror doch auch et-
was zum Schmunzeln: Die Geschichte 
von Theodor Herzl,  der fiktiv  seinem 
Grab  entweicht  und  voller  Entsetzen 
auf  das blickt,  was aus seiner  Vision 
des  Judenstaats  geworden  ist  (siehe 
unten).

Helga Baumgarten und dem Verlag 
8. Mai ist es gelungen, mit dieser Zu-
sammenstellung  von  kleinen  Texten 
ein Stück Lebenswirklichkeit lebendig 
werden zu lassen, vor allem aber zahl-
lose  Facetten  dessen  aufzuzeigen, 
was als Erinnerungskultur und histori-
sches Bewusstsein der Palästinenser-
innen  und  Palästinenser  bezeichnet 
werden kann. 

Jenseits  des  täglich,  ja  stündlich 
stattfindenden  Völkermords  beleuch-
tet dieses Bändchen die vielen subti-
len Strategien und Mechanismen, die 
die  Auslöschung  der  palästinensi-
schen Identität,  die  Zerstörung ihres 
kollektiven Bewusstseins zum Ziel ha-
ben. 

Es sind diese Strategien, die parallel 
zur physischen Liquidierung der Men-

schen auch die kollektive Erinnerung, 
schlicht die historische und kulturelle 
Identität  der  Palästinenserinnen und 
Palästinenser als Volk ein für alle Mal 
vernichten sollen. 

Die  Dehumanisierung  durch  die 
Entmenschlichung  der  Palästinenser, 
hat  viele  Seiten.  Das  sind  die  Apart-
heid in den Erfahrungen des Alltags, 
der  Landraub,  die  Zerstörung  von 
Häusern,  die  Straflosigkeit  der  Siedl-
ergewalt,  die Verallgemeinerung von 
Folter, von Tod. Hinzu kommt die ge-
zielte Auslöschung des kollektiven Ge-
dächtnisses  durch  die  systematische 
Zerstörung  von  Kirchen,  Moscheen, 
Universitäten, Bibliotheken, archäolo-
gischen Funden. 

All  das  ist  Teil  des  rechtszionisti-
schen Projekts, das nicht nur auf die 
Vernichtung  der  physischen  Existenz 
der  Palästinenser  „zwischen  dem 
Fluss und dem Meer“ abzielt, sondern 
auch auf das Auslöschen ihrer kollek-
tiven Erinnerung, jeder Spur ihres Le-
bens.

Werner Ruf

Glosse: 
Theodor Herzl auferstanden
Aus: Baumgarten: Briefe … Seite 71 ff
B. Michael, Journalist der liberalen is-

raelischen  Zeitung,  Haaretz,  besucht 
zum  75.  Jahrestag  der  Umbettung 
Herzl  auf  den  Herzberg  in  Jerusalem, 
am 12. August 2024 das Grab des Va-
ters das Zionismus und siehe da: Herzl, 
steht  vor  seinem  Grab,  bekleidet  mit 
seinem  Gehrock und Zylinder. Der Be-
sucher  ist  geschockt  und  fragt  Herzl, 
wie er denn aus dem Grab gekommen 

sei. Herzl antwortet „Natürlich grub ich  
einen Tunnel, wie das heute jeder macht!“ 
nach  der  Ermordung  des  israelischen 
Premierministers Jitzhaq Rabin im No-
vember 1995 habe er damit begonnen.

Seine  Vision  für  den  Judenstaat  sei 
“ein  aufgeklärter  Staat  gewesen,  Gleich-
heit,  unabhängig  von  Nationalität,  Reli-
gion oder Geschlecht.  Ein Staat,  in dem  
die  Generäle  in  den  Kasernen  und  die  
Priester  in  den  Synagogenbleiben  müs-
sen. Ein Staat, der sich der Gefahren, die  
von  Nationalismus,  extremistischer  Reli-
gion  und  Rassismus  ausgehen,  bewusst  

ist.“  Doch,  was  daraus  geworden  sei: 
„ ...  genau das Gegenteil.  Ein Mülleimer  
von  Rassismus,  Nationalismus,  Militaris-
mus,  Hass,  religiösem Eifer,  Diskriminie-
rung von Frauen, Grausamkeit, Tyrannei,  
Korruption.  Rabbiner  in  den  Kasernen  
und Generäle in den Synagogen. Und ich  
soll dafür verantwortlich sein! Nein!“

Damit wendete er sich an Michael: „ 
Wie komme ich von hier zum  Flughafen?“ 
„Es gibt keine Flüge.“ so die Antwort von 
Michael.  „  Scheiße“  murmelt  der  Vor-
denker  des  Staates  Israel.  „Man  hat  
mich wieder verarscht.“
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Amnesty wirft Israel ethnische Säuberung im Westjordanland vor

Bericht von Daniel Ryser in 
Infosperber.ch vom 13.6.2026 
(Auszüge)

Ein  neuer  Bericht  dokumentiert  die 
Vertreibung  von  117  Gemeinden  im 
Westjordanland und fordert Sanktionen 
gegen Benjamin Netanyahu.

Er umfasst 150 Seiten und ist das Er-
gebnis  einer  Feldforschung,  die  2024 
begann,  von  Gemeinden,  mit  denen 
Amnesty-Mitarbeitende  seit  über  zwei 
Jahrzehnten in Kontakt  stehen.  Und er 
ist der jüngste in einer Serie von Berich-
ten,  die  gemeinsam  ein  System  doku-
mentieren: Apartheid, Genozid und nun 
die Vertreibungen im Westjordanland.

Ein Begriff mit Folgen
Der  Bericht  kommt  zu  einer  spezifi-

schen,  rechtlich  definierten  Schlussfol-
gerung:  Israel  begeht  im  Westjordan-
land ein Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit,  nämlich  Zwangsvertreibung 
(«forcible  transfer  and  deportation»), 
eingebettet in eine umfassendere Kam-
pagne der ethnischen Säuberung.

«Wenn wir als Amnesty uns entschei-
den, einen Begriff wie ‹ethnische Säube-
rung› zu verwenden, dann ist das keine 
juristische  Spitzfindigkeit»,  sagte 
Hassan.  Was  sie  damit  meint:  Der  Be-
griff  ist  nicht  der  Ausgangspunkt  des 
Berichts, sondern das Ergebnis. Und er 
ist folgenreich. Liegt ein Verbrechen ge-
gen  die  Menschlichkeit  vor,  entstehen 
daraus Pflichten für Drittstaaten. 

Hinter dem Bericht stehen Jahre syste-
matischer Feldforschung: Interviews mit 
64 Personen aus zwölf Gemeinden, Veri-
fikation  von  über  420  Videos  und  Bil-
dern, Analyse von Satellitenbildern, Ge-
richtsentscheiden,  Koalitionsvereinba-
rungen, Gesetzestexten.

Der Begriff «ethnische Säuberung» ist 
selbst  nicht  als  eigenständiges Verbre-
chen  im  Völkerstrafrecht  kodifiziert. 
Amnesty folgt der Definition der UN-Ex-
pertenkommission  zum  ehemaligen 
Jugoslawien: «Eine gezielte Politik, die von  
einer  ethnischen  oder  religiösen  Gruppe  
verfolgt  wird,  um die Zivilbevölkerung ei-
ner  anderen  ethnischen  oder  religiösen  
Gruppe  mit  gewalttätigen  und  terrorisie-
renden Mitteln aus bestimmten geografi-
schen Gebieten zu vertreiben.» 

Die Buchhaltung der 
Vertreibung

Zwischen  Januar  2023  und  April 
2026 wurden 117 palästinensische Ge-
meinden vollständig oder weitgehend 
vertrieben, die meisten in Zone C, je-
nem Gebiet, das über 60 Prozent des 
Westjordanlandes umfasst und unter 
vollständiger israelischer Militär-  und 
Zivilverwaltung steht. Insgesamt 5910 
Menschen,  überwiegend  Beduinen 
und  Hirtenfamilien,  verloren  ihr  Zu-
hause.

Was  der  Bericht  dahinter  sichtbar 
macht, ist schwer zu fassen, nicht weil 
es unübersichtlich wäre, sondern weil 
es  so  systematisch  ist.  3407  palästi-
nensische  Häuser,  Schulen,  Ställe, 
Tierunterstände,  Wassertanks,  Zister-
nen, Solaranlagen, Zelte, Lagerräume 
und  Moscheen  abgerissen  –  geneh-
migte  Baupläne  für  Palästinenser  in 
Zone C im selben Zeitraum: null. Isra-
elische  Streitkräfte  töteten  in  diesen 
drei  Jahren  1231  Palästinenser  im 
Westjordanland. 

Das sind 43 Prozent  aller  dort  seit 
2005  Getöteten.  Siedler  töteten  31 
Menschen, alle mit Schusswaffen, eine 
Zahl mehr als viermal so hoch wie in 
den sechs Vorjahren. Und der Staat fi-
nanzierte  das  mit:  Das  Jahresbudget 
des  Siedlungsministeriums  wuchs  in 
drei  Jahren um 122 Prozent  auf  254 
Millionen Dollar. 

Das Verkehrsministerium erhielt 1,1 
Milliarden Dollar für den Ausbau von 
Strassen für Siedler, ein weiterer Fünf-
jahresplan gewährte 919 Millionen für 
Siedlungen und ihre Infrastruktur. Die 
Regierung  rüstete  sogar  Aussenpos-
ten direkt aus, die selbst nach israeli-
schem Recht illegal sind: 2023 flossen 
rund  8  Millionen  Dollar  an  gut  hun-
dert Aussenposten für Drohnen, Fahr-
zeuge und Kameras.

2025  lieferte  der  Staat  mindestens 
48  Geländefahrzeuge  nach,  dazu 
Nachtsichtgeräte und Generatoren. Es 
ist die Ausrüstung, mit der vertrieben 
wird:  Der  Bericht dokumentiert  Sied-
ler, die mit ebendiesen Fahrzeugen in 
Schafherden rasen und Drohnen über 
palästinensische  Dörfer  fliegen,  die 
Menschen  überwachen  und  ein-
schüchtern.  Im  April  2025  verteilten 

die  Minister  Smotrich  und  Strock  19 
staatlich  finanzierte  Geländefahr-
zeuge  persönlich  an  Siedler  bei  He-
bron.  Smotrich  betonte  dabei  offen 
deren Rolle bei der Übernahme paläs-
tinensischen  Weidelands:  Mit  den 
Fahrzeugen vertreiben Siedler  Hirten 
und Herden von den Weiden, bis den 
Gemeinden  die  Existenzgrundlage 
fehlt.

«Ein staatliches Projekt»
Der  entscheidende  argumentative 

Kern des Berichts und Callamards ein-
dringlichster  Punkt  an  der  Berliner 
Pressekonferenz ist folgender: Was im 
Westjordanland  geschieht,  ist  keine 
Abweichung, kein Werk von Extremis-
ten,  kein  Kollateralschaden  fanati-
scher  Minister,  sondern  israelische 
Staatspolitik.  «Das ist nicht das Werk 
von Einzelgängern», sagte Callamard. 
«Es geht nicht auf das Konto einiger 
weniger Siedler oder sogenannter ex-
tremistischer  Minister.  Das  ist  ein 
staatliches Projekt.»

Höre, Israel
Auszug aus Gedicht von Erich Fried 
(1921-1988)
Ihr habt die überlebt
die zu euch grausam waren
Lebt ihre Grausamkeit
in euch jetzt weiter?
Eure Sehnsucht war so zu werden
wie die Völker Europas
die euch mordeten
Nun seid ihr geworden wie sie

Den Geschlagenen habt ihr befohlen:
„Zieht eure Schuhe aus!“
Wie den Sündenbock habt ihr sie
in die Wüste getrieben
in die große Moschee des Todes
deren Sandalen Sand sind
doch sie nahmen die Sünde nicht an
die ihr ihnen auflegen wolltet

Der Eindruck der nackten Füße
im Wüstensand
überdauert die Spur
eurer Bomben und Panzer 
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Kuba ist nicht alleine! 
von Kurt Terstegen, 
Redaktion amerika21 

Die  vergangenen  Monate  markieren 
eine neue Eskalationsstufe in den Bezie-
hungen zwischen den Vereinigten Staa-
ten und Kuba.  Während die Regierung 
von  US-Präsident  Donald  Trump  ihre 
Wirtschafts- und Finanzblockade erheb-
lich ausweitete und auch den Druck auf 
Drittstaaten  massiv  verschärfte,  geriet 
die  sozialistische  Karibikinsel  in  die 
tiefste wirtschaftliche und soziale Krise 
seit  der  »Periodo especial«  der  1990er 
Jahre. Hinzu kam eine neue militärische 
Dimension  des  Konfliktes,  durch  Wa-
shingtons  Drohungen  einer  militäri-
schen Invasion – mit dem Ziel eines Re-
gime  Change.  Zugleich  leitete  die  ku-
banische  Führung  den  wohl  umfas-
sendsten Reformprozess  seit  Jahrzehn-
ten ein. Er soll die grundlegenden öko-
nomischen  Strukturen  des  Landes  er-
neuern  -  den  sozialistischen  Charakter 
der Revolution jedoch im Kern bewah-
ren.

Humanitäre Katastrophe durch 
Wirtschaftskrieg

Schaut man sich die Berichterstattung 
in den bürgerlichen Medien an, so wird 
einem der Eindruck vermittelt, es sei der 
Sozialismus, der die historische Krise in 
Kuba herbeiführte. Die jahrzehntelange 
US-Blockade wird in diesem Zusammen-
hang  meist  mit  einem  Satz  abgehakt. 
Ausgangspunkt  der  neuen  Dimension 
der Krise ist zweifellos das de facto US-
Treibstoffembargo.  Reedereien,  Versi-
cherungen  und  Energieunternehmen 
wurden mit weitreichenden Sanktionen 
bedroht, sollten sie weiterhin in die Kari-
bik  liefern.  Zeitweise  erreichten  über 
Monate  hinweg kaum noch Öllieferun-
gen die  Insel.  Anfang April  konnte ein 
russischer Tanker das kubanische Fest-
land erreichen – das gelieferte Öl stellte 
jedoch keineswegs eine langfristige Lö-
sung dar.

Die  kubanische  Energieversorgung 
brach  dadurch  vielerorts  zusammen. 
Landesweit kam es zu Stromabschaltun-
gen von bis zu zwanzig Stunden täglich. 
Zahlreiche Betriebe stellten ihre Produk-
tion  ein,  der  öffentliche  Nahverkehr 
wurde massiv eingeschränkt und Kran-
kenhäuser  mussten  lebensnotwendige 
Operationen  verschieben,  weil  Treib-
stoff  für  Notstrom  und  Medikamente 
fehlten.  Schulen  setzten  zeitweise  den 

Unterricht  vollständig  aus.  Nach  An-
gaben  der  kubanischen  Regierung 
entwickelte  sich  die  Energieversor-
gung  zur  größten  Herausforderung 
seit Jahrzehnten. 

Den  vorläufigen  Höhepunkt  er-
reichte die Eskalation Anfang Mai. Mit 
einer  neuen Executive  Order  weitete 
Washington  die  Sanktionspolitik  er-
neut  erheblich  aus  und  verschärfte 
das  Embargo.  Im  Mittelpunkt  stand 
diesmal der staatliche Unternehmens-
verbund GAESA,  der  große Teile  des 
Tourismus,  der  Hafenwirtschaft,  des 
Außenhandels und des Finanzsektors 
kontrolliert.  Tatsächlich  zielen  die 
Sanktionen somit auf eine der letzten 
Devisenquellen  und  Sektor  mit  aus-
ländischen Investitionen ab: Den Tou-
rismus.

Die Wirkung dieser Ausweitung des 
Wirtschaftskrieges  konnte  man  be-
reits nach wenigen Wochen im Trans-
portsektor  beobachten.  Mit  Hapag-
Lloyd und CMA CGM stellten zwei der 
weltweit größten Containerreedereien 
ihre  Neubuchungen  nach  Kuba  voll-
ständig  ein.  Beide  europäischen  Un-
ternehmen  verwiesen  diesbezüglich 
auf  die  rechtlichen  Risiken  der  ver-
schärften  US-Sanktionspolitik.  Beob-
achter  gingen  davon  aus,  dass  da-
durch zeitweise bis zu 60 Prozent des 
kubanischen  Containerverkehrs  be-
troffen sein könnten. 

EU und Deutschland 
unterwerfen sich den USA

Rechtlich  verfügt  die  Europäische 
Union zum Schutz der eigenen Unter-
nehmen  sogar  über  ein  eigenes  In-
strument.  Das  sogenannte  Blocking 
Statute (Verordnung (EG) Nr. 2271/96) 
untersagt  europäischen  Unterneh-
men grundsätzlich, bestimmten extra-
territorialen  US-Sanktionen  Folge  zu 
leisten.  Gleichzeitig  sollen  innerhalb 

der EU erlittene Schäden aus solchen 
Sanktionen einklagbar  sein  und aus-
ländische  Urteile  auf  Grundlage  die-
ser Maßnahmen in Europa nicht aner-
kannt werden. 

Auch  die  Bundesregierung  unter 
Friedrich Merz hat  sich bislang nicht 
öffentlich  zu  den  jüngsten  Verschär-
fungen  der  US-Sanktionspolitik  ge-
genüber  Kuba  positioniert.  Während 
frühere Bundesregierungen die extra-
territoriale  Anwendung  amerikani-
scher  Sanktionen zumindest  vor  den 
internationalen  Organisationen  kriti-
sierten und auf die Geltung europäi-
schen  Rechts  verwiesen,  blieb  aus 
Berlin  bislang  jegliche  Initiative  zur 
Verteidigung europäischer Unterneh-
men unter anderem durch eine stär-
kere Nutzung des EU-Blocking-Statuts 
aus. 

Auch außerhalb des Schifffahrtssek-
tors  entfalteten  die  Sanktionen  eine 
starke Wirkung. Internationale Finanz-
dienstleister reduzierten ihre Aktivitä-
ten drastisch, Investitionsprojekte ge-
raten  zunehmend  ins  Stocken  und 
mehrere  ausländische  Unternehmen 
überprüften ihre Geschäfte mit Kuba. 

Tatsächlich verfolgt Washington be-
reits seit 1960 eine Strategie, die nicht 
allein auf politische Isolation, sondern 
ausdrücklich  auf  wirtschaftliche  Zer-
mürbung setzt.

Die humanitären Folgen werden in-
zwischen  selbst  von  internationalen 
Beobachtern  beinahe  wöchentlich 
thematisiert.  Mehrere  Sonderbericht-
erstatter der UNO kritisierten in den 
vergangenen Monaten die verschärf-
ten Sanktionen als einseitige Zwangs-
maßnahmen  mit  gravierenden  Aus-
wirkungen  auf  die  wirtschaftlichen 
und sozialen Menschenrechte der ku-
banischen  Bevölkerung.  Besonders 
die  Einschränkung  von  Energie-  und 
Treibstofflieferungen  wirke  sich  un-
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mittelbar  auf  das  Gesundheitswesen, 
die Lebensmittelversorgung und die öf-
fentliche Infrastruktur aus. 

US-Drohung mit militärischer 
Aggression

Gleichzeitig  beschränkte  sich  Wa-
shington  nicht  auf  wirtschaftlichen 
Druck.  Die  politische  Rhetorik  gegen-
über Havanna verschärfte sich ebenfalls 
deutlich.  US-Außenminister  Marco  Ru-
bio rief die kubanische Bevölkerung öf-
fentlich  zum  Sturz  der  Regierung  auf 
und stellte einen grundlegenden politi-
schen Neuanfang unter amerikanischer 
Führung in Aussicht. Parallel dazu kün-
digten  die  Vereinigten  Staaten  juristi-
sche  Schritte  gegen  den  ehemaligen 
Präsidenten Raúl Castro wegen des Ab-
schusses zweier Flugzeuge der Exilorga-
nisation  »Brothers  to  the  Rescue«  im 
Jahr 1996 an. 

Parallel zur wirtschaftlichen Eskalation 
verschärfte  Washington  in  den  ver-
gangenen Monaten auch seine militäri-
sche Rhetorik gegenüber Havanna. Den 
Beginn stellte der von Präsident Trump 
Ende  Januar  ausgerufene  »nationaler 
Notstand« im Zusammenhang mit Kuba 
dar.  Die  US-Regierung erklärte,  die  in-
ternationale Zusammenarbeit der Insel, 
ihre  Geheimdienstaktivitäten  und  ihre 
Beziehungen  zu  Staaten  wie  Russland 
stellten eine »außergewöhnliche Bedro-
hung«  für  die  nationale  Sicherheit  der 
Vereinigten  Staaten  dar.  Auf  dieser 
Grundlage erhielt das Weiße Haus weit-
reichende Vollmachten zur Verhängung 
zusätzlicher Sanktionen. 

Wenig später folgte eine weitere Exe-
cutive  Order,  die  unter  Berufung  auf 
eben  diese  Bedrohung  nicht  nur  den 
Wirtschaftsdruck  erheblich  ausweitete, 
sondern zugleich den außenpolitischen 
Spielraum der US-Regierung für weitere 
Eskalationsschritte vergrößerte.

Begleitet wurde dieser Kurs von einer 
äußerst unglaubwürdigen und aggressi-
ven  medialen  Kampagne.  US-Medien 
wie  die  Nachrichtenplattform  Axios 
zeichneten  das  Bild  einer  unmittelbar 
bevorstehenden  militärischen  Gefahr 
und  behaupteten,  Kuba  verfüge  über 
Hunderte  Kampfdrohnen  sowie  russi-
sche Waffensysteme und plane Angriffe 
auf  den  US-Stützpunkt  Guantánamo 
oder sogar gegen Ziele im ca 140 Kilo-
meter entfernten Florida.

Entsprechend scharf fielen die Reakti-
onen aus Havanna aus.  Außenminister 

Bruno Rodríguez warf den Vereinigten 
Staaten vor,  gezielt  einen politischen 
und medialen Vorwand für eine militä-
rische Intervention aufzubauen. Kuba 
strebe  keinen  militärischen  Konflikt 
mit den USA an, werde jedoch im Falle 
eines Angriffs von seinem völkerrecht-
lich  zugesicherten  Recht  auf  Selbst-
verteidigung Gebrauch machen. Präsi-
dent Miguel Díaz-Canel betonte mehr-
fach, die Landesverteidigung der Insel 
beruhe  auf der seit Jahrzehnten ent-
wickelten  Doktrin  des  »Volkskriegs«. 
Im Fall  einer Invasion würden neben 
den regulären Streitkräften auch terri-
toriale Milizen,  Reservisten und zivile 
Verteidigungsstrukturen  mobilisiert. 
Historisch  habe  sich  dieses  Konzept 
der »asymmetrischen Kriegsführung« 
bereits während früherer Konfrontati-
onen mit den USA bewährt und würde 
eine militärische Besetzung der Insel 
nahezu unmöglich machen.

Solidarität aus dem Gobalen 
Süden

 Im Gegensatz zur EU  wuchs insbe-
sondere  im  Globalen  Süden  der  Wi-
derstand  gegen  die  verschärfte  US-
Blockade. Die BRICS-Staaten, die Boli-
varische Allianz (ALBA)  sowie zahlrei-
che  Regierungen  Lateinamerikas 
verurteilten die neuen Sanktionen als 
völkerrechtswidrige  einseitige 
Zwangsmaßnahmen. China und Russ-
land bekräftigten ihre  politische  und 
wirtschaftliche  Unterstützung  Havan-
nas, lieferten Nahrungsmittel, Energie 
und  Finanzhilfen  und  kündigten  an, 
die Kooperation beim Ausbau der ku-
banischen  Energieversorgung  weiter 
zu unterstützen. Auch Mexikos Präsi-
dentin  Claudia  Sheinbaum  erklärte 
mehrfach,  ihre  Regierung werde  hu-
manitäre Hilfe und Öllieferungen trotz 
des  Drucks  aus  Washington  fortset-
zen. Bisher beschränkten sich die me-
xikanischen  Lieferungen  jedoch  auf 
humanitäre Hilfsleistungen.

Auch die internationale Solidaritäts-
bewegung  war  in  den  vergangenen 
Monaten  nicht  untätig.  Hilfskonvois 
aus  Europa  brachten  Medikamente, 
medizinische  Geräte,  Lebensmittel 
und Solarmodule auf die Insel. Unter 
dem Motto »Lasst  Kuba atmen« ent-
standen in zahlreichen Ländern neue 
Bündnisse gegen die verschärfte US-
Blockade.  Gleichzeitig  fanden  in  Eu-
ropa, Nordamerika und Lateinamerika 
Demonstrationen  unter  dem  Slogan 

»No War on Cuba« statt. Neben tradi-
tionellen  Solidaritätsorganisationen 
beteiligten  sich  zunehmend  Gewerk-
schaften  und  auch  kirchliche  Initiati-
ven.

Initiativen und Soli-Projekte 
aus Deutschland

Besonders stark ist die Entwicklung 
der  Kuba-Solidarität  in  Deutschland. 
Mit der Gründung der Initiative »Ge-
werkschafter für Kuba« formierte sich 
erstmals ein breiteres gewerkschaftli-
ches Bündnis,  das die Unterstützung 
Kubas praktisch organisieren will. Ge-
meinsam mit dem Verein InterRed soll 
der  Ausbau  der  dezentralen  Solar-
energie  unterstützt  werden.  Geplant 
ist  die  Finanzierung  und  Lieferung 
kompletter  Solaranlagen  für  öffentli-
che Einrichtungen, um die Auswirkun-
gen  des  Ölembargos  abzumildern 
und die  Abhängigkeit  von importier-
ten  fossilen  Brennstoffen  zu  verrin-
gern.  Die  Initiatoren  verstehen  ihre 
Kampagne als Ausdruck  internationa-
ler  Solidarität,  die  über  symbolische 
Erklärungen hinausgeht.

Auch innerhalb der Partei Die Linke 
rückte Kuba zuletzt wieder stärker in 
den Mittelpunkt. Auf dem Bundespar-
teitag  verabschiedeten  die  Delegier-
ten  einen  Solidaritätsantrag,  der  die 
US-Blockade  als  zentrales  Entwick-
lungshemmnis  für  die  Insel  bezeich-
net und die Bundesregierung zu einer 
deutlich  kritischeren  Haltung  gegen-
über  Washington  auffordert.  Parallel 
dazu organisierte die Arbeitsgemein-
schaft Cuba Sí gemeinsam mit zahlrei-
chen  Solidaritätsinitiativen  bundes-
weite  Proteste  gegen  die  US-Sankti-
onspolitik.  Geplant sind darüber hin-
aus Bildungsreisen, Delegationen und 
ein intensiverer Austausch mit kubani-
schen  Gewerkschaften  und  gesell-
schaftlichen Organisationen. 

Vor  diesem  Hintergrund  erscheint 
die Entwicklung der vergangenen Mo-
nate auch als  neuer Aufschlag inter-
nationaler Solidarität. Neben weiteren 
dringend  notwendigen  Lieferungen 
humanitärer  Güter  und  Solarpanels 
braucht  es  eine  antiimperialistische 
Opposition,  die  die  Bundesregierung 
für  ihre  Vasallenposition  gegenüber 
der  US-Politik  kritisiert.  Es  braucht 
eine medienwirksame Kampagne, die 
über  den  völkerrechtswidrigen  Cha-
rakter  der  US-Blockade,  auch in  den 
Mainstreammedien berichtet.
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Irans Standhaftigkeit: US-Fehleinschätzungen und globale Wendepunkte
von Joachim Guilliard 

Kapitulation Washingtons?
Mit  der  Unterzeichnung  eines  Rah-

menabkommens zwischen den USA und 
Iran, einem „Memorandum of Understan-
ding“ wurde die Waffenruhe am Golf ge-
festigt, die am 8. April in Kraft trat. Sie 
blieb aber weiterhin äußerst fragil. Das 
Abkommen  schreibt  nur  das  Eintreten 
einer  „sofortigen  und  dauerhaften  Waf-
fenruhe  an  allen  Fronten,  einschließlich 
des Libanon“ und die Wiederöffnung der 
Straße  von  Hormus  für  die  internatio-
nale  Schifffahrt  verbindlich  vor.  Alles 
Weitere soll  in folgenden direkten Ver-
handlungen zwischen Washington und 
Teheran  geklärt  werden,  deren  Erfolg 
durchaus fraglich sind. 

Auch  wenn  aufgrund  des  Kriegsver-
laufs mit einem Einlenken Washingtons 
zu  rechnen  war,  hat  der  Wortlaut  des 
aus 14 Punkten bestehenden Memoran-
dums  Beobachter  weltweit  überrascht. 
Es enthält nahezu alles was, der Iran vor 
Wochen  als  Verhandlungsgrundlage 
vorgelegt hatte. Da Präsident Trump sie 
angeblich  in  den  Mülleimer  geworfen 
hatte,  erscheint  seine Unterschrift  nun 
vielen als Kapitulation Washingtons vor 
den iranischen Forderungen. 

So  folgt  es  auch  dem  Ansatz  Tehe-
rans,  dass  vor  den  eigentlichen  Ver-
handlungen über die strittigen Kernthe-
men, zunächst künftige Angriffe auf den 
Iran  ausgeschlossen  und  die  Seeblo-
ckade der  US-Marine aufgehoben wer-
den müssen. Das Misstrauen im Iran ge-
genüber  der  Vertragstreue  der  USA 
bleibt verständlicher Weise hoch.

Mehrere Punkte sind ausgewogen for-
muliert,  enthalten  aber  reine  Zuge-
ständnisse an den Iran. So verpflichten 
sich beide Seiten,  sich  nicht  zu bedro-
hen, die Souveränität und territoriale In-
tegrität  des  anderen  zu  achten  und 
nicht  in  dessen  inneren Angelegenhei-
ten einzugreifen – nichts wozu der Iran 
überhaupt die Fähigkeit besitzt. Zudem 
verpflichtet sich die Trump Administra-
tion  „alle  Arten  von Sanktionen gegen 
die Islamische Republik“ aufzuheben. 

Im Gegenzug bekräftigt die iranische 
Führung nur, dass sie keine Atomwaffen 
beschaffen  oder  entwickeln  wird,  also 
etwas was sie schon immer zugesichert 
hat. Washington billigt ihr zu, den der-
zeitigen  Status  quo  ihres  Nuklearpro-
gramms  beizubehalten,  während  sie 

nur  verspricht,  die  Be-
stände  an  angereicher-
tem  Uran  zumindest  zu 
verdünnen. Die Frage der 
zukünftigen  Anreiche-
rung  soll  unter  Berück-
sichtigung „der nuklearen 
Bedürfnisse  des  Iran“  in 
einem  für  beide  Seiten 
zufriedenstellenden  Rah-
men erörtert werden.

Nachdem Trump zuvor 
die  Beschlagnahme  der 
440 kg auf 60 % angerei-
cherten Urans aus dem Iran und das 
Ende  des  iranischen  Nuklearpro-
gramms als  zentrale  Kriegsziele  her-
vorgehoben hatte, stellt auch dies ei-
nen  erheblichen  Rückzieher  dar,  wie 
auch die Klausel, die die iranische Ho-
heit über die Straße von Hormus an-
erkennt.

Unerwarteter Widerstand
Offensichtlich sah sich Trump durch 

den  Verlauf  des  Krieges  und  seine 
weltweiten Auswirkungen zu den Zu-
geständnissen  gezwungen.  Die  USA 
und Israel  griffen zwar mit  einer  In-
tensität von Luftangriffen an, wie seit 
dem Irakkrieg nicht mehr und richte-
ten auch immense Schäden an der zi-
vile Infrastruktur an. Doch richtete der 
Iran  seine  Gegenangriffe  dieses  Mal 
auch mit voller Wucht gegen die US-
Militärbasen in den arabischen Nach-
barstaaten  und  weitete  so  das 
Schlachtfeld auf den gesamten persi-
schen  Golf  aus.  16  US-Stützpunkte 
wurden schwer beschädigt, viele fak-
tisch unbrauchbar. 

Die wirkungsvollste Gegenwehr war 
jedoch die weitgehende Sperrung der 
Straße von Hormus. Dadurch werden 
nicht nur gut  20% Öl- und Gas-Trans-
porte blockiert , sondern auch Contai-
nerhäfen  in  Katar,  Bahrain  und  Ku-
wait, die zu den größten der Welt zäh-
len. 

Zudem  hat  der  Iran  in  Vergeltung 
Erdgasanlagen und Raffinerien in ara-
bischen Golfstaaten angegriffen,  wo-
durch ein erheblicher Teil der weltwei-
ten Produktion für viele Monate, wenn 
nicht  Jahre  ausfallen  wird.  Nach Ein-
schätzung  von  Experten  handelt  es 
sich  um den bislang größten Ausfall 

von Erdöl,  Gas  und  Ölprodukten  in 
der Geschichte. 

Der  Iran  hatte  sich  offensichtlich 
sehr  gut  auf  einen  asymmetrischen 
Krieg  vorbereitet.  U.a.  hat  er  seine 
Kommandostrukturen  dezentralisiert, 
so  dass  die  tödlichen  Anschläge  auf 
Führungspersonen  keine  spürbaren 
Lücken rissen.  Sein enormes Arsenal 
an Drohnen und Raketen sowie auch 
Abschussanlagen  und  Produktions-
stätten waren gut in Höhlen und Tun-
nel verbunkert.

Die USA und Israel auf der anderen 
Seite haben einen guten Teil ihres Be-
stands an wichtigen Raketen und Mu-
nitionsarten verschossen.

Von  erheblicher  Bedeutung  ist,  in 
welchem  Maß  Irans  vergleichsweise 
kostengünstige  und  effektive  asym-
metrische Aufrüstung und intelligente 
Kriegsführung die Grenzen US-ameri-
kanischer  Hightech-Waffensysteme 
deutlich sichtbar gemacht hat. All dies 
demolierte  den  bisherigen  Nimbus 
der eigenen Unverwundbarkeit in den 
USA und Israel. 

Auch wenn es noch viel zu früh ist, 
die  tatsächlichen  Auswirkungen  des 
Memorandums verlässlich einzuschät-
zen, sind sich die meisten Experten ei-
nig,  dass  es  zweifellos einen großen 
Sieg  für  den  Iran  und  eine  demüti-
gende Niederlage für die USA und Is-
rael markiert. 

Die  Folgen  werden  voraussichtlich 
nicht nur das Ansehen und die Bezie-
hungen der USA im Nahen Osten be-
einflussen,  sondern  könnten  durch-
aus  auch  ihre  globale  Machtposition 
sowie ihre Rivalität mit Russland und 
China betreffen, so z.B. der Politologe 
Farhang Jahanpour,  ehemaliger Nah-
ostredakteur  der  BBC  und  früherer 

10 FriedensJournal - 4/2026



Professor an der Universität Isfahan. 
Die  Verhandlungsposition  des  Irans 

ist  auf  alle  Fälle  wesentlich  besser  als 
vor dem Krieg und sollte tatsächlich ein 
Abkommen zustande kommen, wird es 
für  den  Iran  voraussichtlich  deutlich 
günstiger sein, als das Wiener Atomab-
kommen,  das Trump 2018 als  schänd-
lich einseitig aufgekündigt hatte.

Auf der anderen Seite provoziert  na-
türlich genau dies enormen Widerstand. 
Das  Netanjahu-Regime,  das  von  den 
Verhandlungen ausgeschlossen, aber zu 
einer  Waffenruhe  im Libanon gezwun-
gen wurde, bemüht sich von Beginn an, 
das Memorandum zu torpedieren. Und 
in  den  USA  laufen  die  Neokonservati-
ven,  die  pro-israelische  Lobby  und  die 
zionistischen  Evangelikalen  dagegen 
Sturm. 

Äußerungen  aus  der  Trump-Regie-
rung  zufolge  ist  man  dort  keineswegs 
von den Zielen abgekommen, das irani-
sche  Atomprogramm  zu  stoppen  und 
Teheran zur  Einstellung der  Unterstüt-
zung  seiner  Verbündeter,  wie  der  His-
bollah zu zwingen. 

Heftige  Kritik  gibt  es  durchaus  auch 
aus dem Iran. Sie richtet sich angesichts 
der  Erfahrungen  mit  den  USA  gegen 
Verhandlungen  und  Abkommen  gene-
rell .

Unabhängig davon hat der Krieg die 
Position des Iran in der Region und dar-
über  hinaus  enorm gestärkt.  Als  einzi-
gem Staat des Nahen und Mittleren Os-
ten ist es der Islamische Republik gelun-
gen,  sich  nicht  nur  gegen  Israel,  son-
dern  auch  gegen  die  größte  Militär-
macht  der  Welt  –  trotz  schwerer  Ver-
luste – erfolgreich zur Wehr zu setzen. 
Ihre Standhaftigkeit bezüglich des israe-
lischen  Krieges  im  Libanon  hat  auch 
eine tiefe Kluft zwischen Israel und sei-
ner  wichtigsten  Schutzmacht  aufgeris-
sen.

Da die arabischen Verbündeten unge-
fragt  in  den Krieg hineingezogen wur-
den und anschließend von den dort sta-
tionierten US-Streitkräfte nicht wirksam 
geschützt werden konnten, ist die Stel-
lung  der  USA  in  Region  stark  rampo-
niert.  Diese  Erfahrungen  werden  auch 
in anderen Ländern, die US-Stützpunkte 
beherbergen, Fragen aufwerfen. 

Die iranische Führung strebte diesmal 
kein  schnelles  Kriegsende an,  sondern 
verfolgte das Ziel auch zukünftigen Ag-
gressionen  wirksam  vorzubeugen.  Die 

Angriffe dienten daher nicht mehr nur 
der  Vergeltung,  sondern der  weitge-
henden  Zerstörung  der  umfassende 
Infrastruktur  in  der  Region:  Flug-
plätze,  Radarstationen  und  Raketen-
abwehrsysteme  wie  auch  Führungs- 
und  Kommandoeinrichtungen.  Die 
zielten darauf diese Infrastruktur irre-
versibel  zu  schwächen,  die  seit  Jahr-
zehnten  die  Basis  der  USA  für  ihre 
Kriege in  der  Region und die  Unter-
stützung regionaler Verbündeter, wie 
Israel, bildet .

Verzerrtes Bild von der Lage 
im Iran

Im Westen war man von der Stand-
haftigkeit  des  Iran  völlig  überrascht. 
Hier herrscht das Bild einer finsteren 
theokratischen  Herrschaft,  der  die 
Mehrheit  der Iranerinnen und Iraner 
unversöhnlich  gegenübersteht  und 
die  aufgrund der  stark  angeschlage-
nen  Wirtschaft  vor  dem  Zusammen-
bruch steht.

Mit  den realen komplexen Verhält-
nissen im Iran hat das wenig zu tun. 
So  ist  die  Islamische  Republik,  auch 
wenn  Geistliche  auf  verschiedenen 
Ebenen  führende  Positionen  haben, 
weniger eine Theokratie als ein hybri-
des  Gesellschaftssystem:  eine  Repu-
blik, basierend auf der konstitutionel-
len  Revolution  von  1906,  mit  demo-
kratischen Elementen westlicher  Prä-
gung,  eingeschränkt  durch  das  Prin-
zip  der  religiösen  Vormundschaft.  In 
der täglichen Politik spielen Geistliche 
allerdings keine dominierende Rolle. 

Durch  eine  Wirtschaftspolitik  auf 
Basis  der  Nationalisierung  der  Roh-
stoffe hat sich der Iran seit dem Sturz 
des Schahs 1979 industriell und tech-
nologisch weit  entwickelt.  Es  gelang, 
die große Armut stark zu reduzieren 
und lauf  UNDP einen enormen Fort-
schritt beim Human Development Index 
(HDI) zu erzielen. Er ist mit 0,799 mitt-
lerweile  höher  als  der  von  deutlich 
wohlhabenderen  Ländern  wie  Thai-
land  oder  Mexiko  und  das  trotz  der 
umfassenden Wirtschaftsblockaden. 

Dies beruht u.a. auf enorme Verbes-
serungen  in  der  Gesundheitsversor-
gung und bei der Bildung. So sank die 
Müttersterblichkeit seit der Schah-Zeit 
von  über  160  pro  100.000  Geburten 
auf  16,  weniger  als  in  den  USA  (17) 
und  halb  so  viel  wie  in  Argentinien 
(33). 

Der Anteil von Mädchen und jungen 
Frauen  unter  den  Studierenden  an 
Hochschulen  stieg  von  3 Prozent  im 
Jahr 1978 auf heute 60 % Prozent. Das 
hohe  Bildungsniveau  ist  neben  dem 
Reichtum an eigenen Rohstoffen die 
Basis für das hohe technologische Ni-
veau des Landes.

Frauen  haben  sich  in  den  letzten 
Jahrzehnten auch immer mehr Rechte 
erkämpft.  Sie  sind  längst  im  Parla-
ment  und  in  Regierungsämtern  ver-
treten, sind Professorinnen an Univer-
sitäten,  arbeiten  als  Ingenieurinnen, 
in den Medien und auch in nahezu al-
len  anderen  Arbeitsbereichen,  inklu-
sive Militär und Polizei. 

Die  Vorschriften  für  Kopftücher 
wurden  gelockert,  Bilder  von  irani-
schen  Märkten  in  den  Großstädten 
zeigen  nicht  weniger  Frauen  ohne 
Kopftuch als welche aus Ankara.

Sicherlich  wird  das  Land  autoritär 
regiert,  gibt  es  patriarchalische 
Machtstrukturen, Repression und Be-
schränkung  von  Meinungsfreiheit. 
Doch unterscheidet sich der Iran da-
bei nicht von den arabischen Verbün-
deten des Westens. 

Die  iranische  Nation  besteht  aus 
vielen  Völkern  und  Religionsgemein-
schaften  mit  einer  reichhaltigen  Kul-
tur, hohem Bildungsniveau und einer 
jahrtausendelangen  Geschichte.  Sie 
schuf eine nationale Identität, die das 
Land trotz vielfältiger Spaltungen zu-
sammenhält  und  befähigt,  militäri-
schen  und  wirtschaftlichen  Angriffen 
standzuhalten. 

Könnte  sich  das  „Regime“  tatsäch-
lich nur mit Gewalt gegen eine über-
wiegend ablehnende Bevölkerung an 
der Macht halten, hätte es kaum den 
achtjährigen  Krieg  mit  dem  Irak  in 
den  1980er  überstanden,  nicht  jahr-
zehntelange  Wirtschaftsblockaden 
und auch nicht den aktuellen Krieg.

„Die  iranische  Gesellschaft  mobili-
sierte sich nicht gegen den Staat“, so die 
iranischen  Nahost-Experten  Narges 
Bajoghli und Vali Nasr in der führen-
den  außenpolitischen  US-Zeitschrift 
„Foreign  Affairs, „sondern  an  seiner 
Seite:  Sie  veranstaltete  täglich  Kundge-
bungen  im ganzen  Land,  bildete  Men-
schenketten  zum  Schutz  von  Kraftwer-
ken und versammelte sich auf den von 
Trump bedrohten Brücken.“ 
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Vernetzte Solidarität: Internationale Anti-Kriegs-Konferenz in London
Redaktion German Foreign Policy  

Mit  internationalen  Protesten  und 
Anti-Kriegs-Konferenzen  gewinnt  eine 
neue Bewegung gegen die beispiellose 
Militarisierung in  Europa an Fahrt.  Mit 
der Zunahme der Proteste geht eine an-
schwellende  Repression  etwa  gegen 
Journalisten einher, die mit EU-Sanktio-
nen attackiert werden. 

Unter Beteiligung von fast 3.000 Per-
sonen  aus  Europa,  Nordamerika  und 
dem Nahen und Mittleren Osten hat am 
20. Juni in London die zweite internatio-
nale Anti-Kriegs-Konferenz in Europa in-
nerhalb von nur neun Monaten stattge-
funden. Schon am 5. Oktober 2025 wa-
ren mehr als 4.000 Aktivisten in Paris zu-
sammengekommen,  um  auf  einem  in-
ternationalen  Treffen  gegen  die  bei-
spiellose  derzeitige  Militarisierung  in 
ganz Europa zu protestieren. 

Zu  der  Londoner  Folgeveranstaltung 
waren außer individuellen Teilnehmern 
Delegationen von Aktivisten aus rund 20 
Ländern angereist. Recht stark vertreten 
waren  vor  allem  Gewerkschaften,  dar-
unter Unison, die mit über 1,4 Millionen 
Mitgliedern  größte  Einzelgewerkschaft 
Großbritanniens; die kämpferische briti-
sche  Eisenbahnergewerkschaft  RMT; 
aus Frankreich die großen Gewerkschaf-
ten CGT sowie Force ouvrière;  aus Ita-
lien  die  CGIL  sowie  weitere  Gewerk-
schaften aus  den genannten wie  auch 
anderen Ländern. 

Organisiert worden war die Konferenz 
von der Stop the War coalition, die Ende 
September 2001 zum Kampf gegen den 

damals  bevorstehenden  Krieg 
in  Afghanistan gegründet  wor-
den  und  an  der  Organisation 
der  Demonstration  gegen  den 
bevorstehenden  Irakkrieg  am 
15. Februar 2003 beteiligt war. 

Damals  gingen  eine  Million 
Menschen,  vielleicht  gar  deutlich 
mehr, in London gegen den Krieg auf 
die Straße.

Zwei Seiten derselben Münze
Konkret  richteten sich die Beiträge 

auf  der  Konferenz  zum einen gegen 
die gegenwärtigen Kriege,  die mehr-
heitlich  von  den  USA  und  zum  Teil 
auch  Israel  geführt  werden  –  die 
Kriege gegen Iran und den Libanon, 
im Gazastreifen; gegen den US-Über-
fall auf Venezuela und die Verschlep-
pung  von  Präsident  Nicolás  Maduro 
und  gegen  die  militärische  US-Droh-
politik gegen Kuba, aber auch gegen 
die Kriege im Sudan, in der Demokra-
tischen  Republik  Kongo,  im  Sahel. 
Nicht  weniger  prangerten  diverse 
Redner die Hochrüstung in der EU an, 
so  etwa  das  800  Milliarden  Euro 
schwere  EU-Programm  Rearm  Eu-
rope. „Wir wollen keinen US-Imperialis-
mus,  und  wir  wollen  keinen  europäi-
schen  Imperialismus“,  äußerte  etwa 
Lindsey German, Gründungs- und bis 
heute  führendes  Mitglied  der  Stop 
the War campaign. 

Viele  Redner  stellten  den  unlösba-
ren  Zusammenhang  der  Militarisie-
rung mit dem Komplettabriss der so-
zialen Sicherheitssysteme heraus, der 
zur  Zeit  in  ganz  Europa  stattfindet; 
„Austerität und Militarisierung“ seien le-
diglich  „zwei  Seiten  derselben  Münze“, 
hielt  etwa Ian Hodson, Präsident der 
Bakers,  Food  and  Allied  Workers‘ 

Union  (BFAWU)  fest 
und  konstatierte  mit 
Blick  darauf,  dass  die 
Regierung  des  schei-
denden Premierminis-
ters  Keir  Starmer  un-
ter  anderem  Geld  für 
Rollstuhlfahrer  ge-
kürzt  hatte,  um  die 
Rüstung  zu  finanzie-
ren: „Menschen mit Be-
hinderung  zahlen  für  
den Krieg!“[1]

Europaweite Proteste
Der Londoner Anti-Kriegs-Konferenz 

ging eine zunehmende Zahl an natio-
nalen  wie  auch  internationalen  Pro-
testen gegen die  Militarisierung vor-
aus. In Deutschland protestierten vor 
allem Schülerinnen und Schüler in in-
zwischen drei  Schulstreiks gegen die 
Wiedereinführung der Wehrpflicht.[2]

In Belgien fanden in den vergange-
nen eineinhalb Jahren 15 landesweite 
Demonstrationen  mit  teilweise 
100.000  Teilnehmern  statt,  die  sich 
besonders  gegen  die  harte  Austeri-
tätspolitik  der  belgischen  Regierung, 
aber  auch  gegen  die  Hochrüstung 
richteten, die die Austeritätspolitik in 
ihrem aktuellen Umfang erst erforder-
lich macht.[3] 

Am  14.  Juni  wurde  in  Brüssel  die 
erste  europaweite  Großdemonstra-
tion gegen die Militarisierung der EU 
abgehalten; dem Aufruf des Bündnis-
ses Stop ReArm Europe und der bel-
gischen  Kampagne  Stop  Militarisa-
tion unter  dem  Motto  „Welfare,  not  
Warfare“ folgten  rund  12.000  Perso-
nen. Schon am 6. Februar hatten sich 
Zehntausende in über 20 Häfen vor al-
lem am Mittelmeer an Protesten der 
Hafenarbeiter  gegen  die  Militarisie-
rung der EU im Allgemeinen und ge-
gen  die  Nutzung  von  Häfen  für  die 
Kriegslogistik  im  Besonderen  betei-
ligt.[4] Im  Herbst  sollen  die  Proteste 
fortgesetzt  werden –  unter  anderem 
mit einem Aktionstag der Hafenarbei-
ter  im  Oktober  und  einem  Wochen-
ende  gegen  Militarisierung  im  No-
vember.

Die angebliche „fünfte Kolonne“
Die  Zunahme  der  Proteste  gegen 

die  Kriegsvorbereitung  der  europäi-
schen  Regierungen  wird  schon  jetzt 
mit anschwellender Repression beant-
wortet. Auf der Londoner Anti-Kriegs-
Konferenz  wurde  auf  in  der  Ge-
schichte stets wiederkehrende Bestre-
bungen  staatlicher  Stellen  hingewie-
sen,  Kriegsgegner  als  „fünfte  Ko-
lonne“  gegnerischer  Länder  zu diffa-
mieren und sie als angebliche Partei-
gänger des Feindes zu sanktionieren. 
Im  vergangenen  Jahr  ist  die  EU  mit 
Zustimmung unter anderem der Bun-
desregierung  dazu  übergegangen, 
Bürger europäischer Staaten mit Per-
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sonensanktionen zu attackieren. 
Niemand in der EU darf mit den Be-

troffenen  Geschäfte  welcher  Art  auch 
immer  machen;  ihre  Bankkonten  sind 
gesperrt; ihnen ist es nicht erlaubt, Geld 
zu verdienen. Zu den Betroffenen zählt 
etwa  der  deutsche  Journalist  Hüseyin 
Doğru, der mit seiner Frau und mit drei 
kleinen Kindern  als  „humanitäres  Zuge-
ständnis“ 506 Euro im Monat erhält, die 
er  maximal  ausgeben darf,  von denen 
die fünfköpfige Familie also leben muss.
[5] 

Mittlerweile haben die Behörden nicht 
nur  Doğrus  eigenes  Bankkonto,  son-
dern auch dasjenige seiner Mutter  ge-
sperrt. Identische Sanktionen hat die EU 
mittlerweile auch gegen den in Brüssel 
lebenden Schweizer Publizisten Jacques 
Baud und gegen die auf dem afrikani-
schen Kontinent lebende schweizerisch-
kamerunische Aktivistin  Nathalie  Yamb 
verhängt.  Allen  ist  gemein,  dass  sie 
keine  Straftat  begangen  haben,  aber 
sich auf die eine oder andere Weise ge-
gen  die  EU-Aggressionen  gegen  Russ-
land wenden.[6]

Jenseits des Rechtsstaats
Mit den Sanktionen hat die EU faktisch 

ein  extralegales  Straf-
system geschaffen, das 
ihr hilft, missliebige Per-
sonen  nach  Belieben 
auszuschalten – dies ge-
nau dann, wenn rechts-
staatliche  Mittel  sich 
nicht anwenden lassen, 
weil  die  betreffenden 
Personen sich nichts zu-
schulden  kommen  las-
sen  haben.  Gegen  die 
Verhängung der Sankti-
onen  gegen  Doğru  ist 
vor  kurzem  eine  Peti-
tion gestartet worden. 

Die Maßnahme „kann 
nur  als  eine  versuchte  
Einschüchterung von un-
abhängigen  Journalisten  
und  als  Angriff  auf  die  
Meinungsfreiheit  angesehen  werden“, 
heißt  es in  der  Petition:  „Wir  erleben 
die Wiederkehr politischer Justiz.“[7] 

Ein  Gutachten,  das  die  ehemalige 
Richterin  am  Europäischen  Gerichts-
hof  Prof.  Dr.  Ninon Colneric  und die 
Juristin Prof.  Dr. Alina Miron von der 
Universität  Angers  verfasst  haben, 
stelle fest, „dass die EU-Sanktionensre-

gelungen gegen  geltendes  EU-Recht 
verstoßen“,  heißt  es  weiter:  „Die  EU 
benutzt [die Sanktionen] gezielt, um Kri-
tiker zum Schweigen zu bringen.“ Damit 
drohe  sie  „in  Rechtlosigkeit  abzuglei-
ten“.  Die  Rechtlosigkeit  nimmt  dabei 
parallel  zur  Militarisierung  und  zum 
Abriss der Sozialsysteme zu.

„Die Antikriegsbewegung 
international vorwärts 
bringen“

Kate Hudson war Vorsitzende (2003  
bis 2010) und Generalsekretärin (2010  
bis 2024) der britischen Campaign for  
Nuclear  Disarmament  (CND)  und  ist  
heute  ihre  Vizepräsidentin.  Zudem  ist  
sie seit 2002 in der Stop the War Coali-
tion aktiv, die die Londoner Konferenz  
organisierte. (Auszug aus Interview ver-
öffentlicht  am  9.6.26  bei  German  Fo-
reign Policy)

German Foreign Policy: Derzeit  fin-
den  in  Deutschland  Proteste  statt, 
aber dabei geht es weniger um Atom-
waffen,  sondern  vor  allem  um  die 
Wehrpflicht.  Seit  Ende  vergangenen 
Jahres  gibt  es  Schulstreiks  dagegen. 
Gibt  es  etwas  Ähnliches  in  Großbri-
tannien  oder  in  anderen  europäi-
schen Ländern?
Kate  Hudson: Deutschland  ist  das 
Land, von dem ich diesbezüglich am 
meisten  gehört  habe.  Anderswo  in 
Europa scheint sich aber auch etwas 
zu  tun.  In  Großbritannien  gibt  es 
keine  große  Bewegung  speziell  zu 

diesem Thema, da derzeit nichts, was 
der Wehrpflicht ähnelt, zur Diskussion 
steht. 
Es gibt jedoch einige studentische Or-
ganisationen, die dagegen aktiv wer-
den; die Absicht ist es zu versuchen, 
die Entwicklung zu verhindern, bevor 
sie  beginnt.  Gleichzeitig  wird  hier 
aber auch ziemlich viel gegen die Ein-
bindung des Militärs in das Bildungs-
wesen unternommen [...]. 
Das bedeutet Investitionen in Univer-
sitäten, um die militärische Forschung 
voranzutreiben,  Arbeitsplätze  beim 
Militär  und  in  der  Rüstungsproduk-
tion  zu  bewerben,  und  es  bedeutet 
vor allem den Versuch, die Rüstungs-
produktion  und  den  sogenannten 
Verteidigungssektor nicht nur als po-
tenziellen Arbeitgeber, sondern auch 
als etwas zu vermarkten, das die Wirt-
schaft positiv ankurbeln würde. 
Wie wir  wissen,  ist  das natürlich ein 
Mythos. Genau darum geht es vielen 
jungen Menschen, vor allem im Hoch-
schulbereich, bei ihren aktuellen Akti-
vitäten – sowohl auf Seiten des Perso-
nals  als  auch  auf  Seiten  der  Studie-
renden.

Apropos  junge  Menschen:  Die  meis-
ten von ihnen haben keinerlei  Inter-
esse daran,  im Ausland in Schützen-
gräben  Krieg  zu  führen.  Das  steht 
nicht  auf  ihrer  Agenda.  Im  Großen 
und  Ganzen  –  auch  wenn  man  das 
nicht  verallgemeinern  darf  –  neigen 
jüngere  Generationen  dazu,  in  allen 
sozialen  Fragen  fortschrittlicher  zu 
sein.
Gerade  junge  Menschen  sind  viel 
hoffnungsvoller,  integrativer  und ak-
zeptieren andere so, wie sie sind; sie 
sehen beispielsweise Hautfarbe nicht 
als Problem an. Sie wollen nicht in ei-
nen Krieg gezerrt und getötet werden 
[...]. 
Schauen Sie sich die Palästina-Bewe-
gung  in  Großbritannien  an:  Sie  war 
und ist hinsichtlich des Ausmaßes der 
Mobilisierung sowie ihrer Breite und 
Vielfalt ganz bemerkenswert. Wir ha-
ben riesige Demonstrationen und alle 
möglichen  Aktionen  erlebt,  die  die 
Menschen  in  Großbritannien  gestar-
tet haben. Es ist eine sehr integrative, 
sehr vielfältige Massenbewegung. Ge-
nau  diese  Art  von  Zusammenarbeit 
brauchen wir.  Das kann auch in der 
Antikriegsbewegung funktionieren.
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Eindrücke von einer Reise nach Moskau – für den Frieden
von Kathrin Otte und Reiner Braun

Ende  April  flogen  wir,  Kathrin  Otte 
und Reiner Braun, leider nur zu zweit – 
Heinz Bierbaum (ehemaliger Leiter der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung - RLS) musste 
kurzfristig aus Gesundheitsgründen zu-
rücktreten  –  überraschend  unkompli-
ziert über Baku für 9 Tage nach Moskau. 
Im Rahmen unseres Verständnisses von 
„Volksdiplomatie“  besuchten  wir  zwei 
politische  Institute,  trafen  zwei  be-
kannte  Journalisten,  einen  russischen 
und  einen  deutschen,  eine  Hochschul-
lehrerin  der  Lomonossow-Universität 
und ehemalige Diplomaten der Sowjet-
union/Russlands in Deutschland. Reiner 
Braun nahm auf Einladung am „Peters-
burger Dialog“ teil. 

Eindrücke aus dem Stadtbild
Zunächst zu bemerken ist, wie eindrü-

cklich das Stadtbild gewirkt hat. Eine in-
takte,  gewachsene  europäische  Archi-
tektur  wunderbar  restaurierter  Wohn-
häuser,  Villen,  Universitäten,  histori-
scher Stätten, die eine von allen Kriegen 
unbeeindruckte  Miene  machte  –  auch 
vom  derzeit  Laufenden.  Die  große 
Twerskaya-Straße mit ihren vielen roten 
Steinmauern  mahnt  dauerhaft  an  die 
ursprüngliche  Verwendung  der  Steine, 
die die Nazi-Regierung vorauseilend bis 
kurz  vor  Moskau  geschafft  hatte,  um 
dort  ein  enormes  Siegesmonument  zu 
bauen. 

Tatsächlich  machten  Wehrmachts-
Kriegsgefangene  aus  ihnen  schöne 
Fronten an guten Wohnhäusern.  Heut-
zutage durchquert  eine  schier  endlose 
Karawane an  SUVs die  Twerskaya  und 
die  Innenstadt.  Trotz  der  anhaltenden 
Beliebtheit  von  BMW/Mercedes  &  Co. 
bei  der  sehr  präsenten  Mittelschicht 
stammen  diese  allerdings  zunehmend 
aus China. 

Die  Menschen füllen in den entspre-
chenden Vierteln die inzwischen auch in 
Moskau  modernen  Straßencafés.  Be-
sonders beeindruckt immer wieder die 
größte und wunderbar funktionierende 
Metro der Welt.

Dies ist aber nur der erste, oberflächli-
che  Eindruck.  Versucht  man,  sich  mit 
dem  örtlichen  Pendant  von  Google 
Maps, Yandex, im Stadtbild zu orientie-
ren, ist man wegen der häufigen Inter-
netausfälle  oft  aufgeschmissen.  Flu-
chenden Taxifahrern oder Moskauer Au-

tofahrern geht es genauso, denn die 
teils  massiven  ukrainischen  Droh-
nenangriffe fordern häufige Unterbre-
chungen, nicht nur wegen der Droh-
nenangriffe.  Diese  dürften  sich  auch 
auf das Arbeitsleben auswirken, deut-
lich aber auch auf die Abläufe an den 
vier Flughäfen. 

Wirkungen der 
Kriegsökonomie

Offiziell liegt die Inflation „nur“ zwi-
schen 5 % und 7 %, allerdings wird bei 
Gesprächen mit russischen Freunden 
und Kolleginnen immer wieder ange-
merkt mit Hinweis auf Einkäufe im Su-
permarkt:  die reale Inflation bei  den 
Grundnahrungsmitteln und vielen Le-
bensmitteln ist mindestens doppelt so 
hoch. 

Russland  in  der  Wirtschaftskrise  - 
das ist zu spezifizieren und aus ihr ist 
zu lernen, dass Staatsinvestitionen in 
den Rüstungssektor bereits mittelfris-
tig  die  gesamte  Industrie-  und  Wirt-
schaftsentwicklung  deutlich  schwä-
chen. 

Zunächst einmal ist dieses Land mit 
seiner  Kriegsökonomie  mitsamt  sei-
nem Kriegskeynesianismus zwar stark 
in seiner Militärproduktion, was aber 
bis  heute  außer  einem  gewinnbrin-
genden fossilen und einem florieren-
den Agrar-Sektor  die  Entwicklung ei-
ner  komplexen  modernen  Industrie-
produktion nicht zulässt. 

Derartige  Importabhängigkeiten 
haben sich durch die Sanktionen da-
durch  nicht  durchschlagend  negativ 
ausgewirkt  (wohl  aber  bei  zivilen 
High-Tech  Produkten),  z.B.  durch 
diese  umgehenden  Konsumgüterim-
porte  über  die  VAE,  Kasachstan  und 
andere  Staaten  Abhilfe  organisiert 
wurde. 

Die  Wirtschaftskrise  in  Russland 
wird aber  auch durch einen eklatan-
ten  Fachkräftemangel  angeheizt,  der 
durch  die  Bindung  100.000er  junger 
Männer  in  Waffenproduktion  und 
Frontkampf besorgniserregende Aus-
maße  einer  sinkenden  Produktivität 
angenommen hat und durch auslän-
dische  Arbeitskräfte  u.a.  aus  Indien, 
Pakistan  und  Bangladesch  ausgegli-
chen wird – mit sozialen Problemen.

Internationale Beziehungen: 
Kontinuität und Wandel

Entscheidend  für  die  relative  Wir-
kungslosigkeit der westlichen Sanktio-
nen aber ist  die Umorientierung der 
Russischen  Föderation  –  eine  russi-
sche Variante des „Pivot to Asia“ nach 
Beginn  des  Ukrainekrieges  auf  eu-
roasiatische  Wirtschaftsbeziehungen, 
der  Shanghai  Cooperation  Organisa-
tion,  SCO,  im  Rahmen  von  BRICS+, 
insbesondere  aber  in  Bezug  auf  die 
strategische Partnerschaft mit  China, 
die auf gemeinsamen Interessen ba-
siert. 

Während 2019 nur 18,9 % des Han-
dels mit China in nationalen Währun-
gen  abgewickelt  wurde,  waren  es 
2024  bereits  92%.  Der  Yuan  selbst 
wird für den Handel mit Drittländern 
wie Malawi,  Mongolei,  VAE, Singapur 
Tadschikistan,  Thailand,  Philippinen 
und Japan eingesetzt – insofern liegt 
ein  Fortschreiten  der  Entdollarisie-
rung im Interesse sehr vieler Länder 
des  Globalen  Südens  und  nicht  nur 
Russlands.  Somit  ist  aber  auch  klar: 
wer Russland als „isoliert“ bezeichnet, 
versteht  dessen  historische  und  an-
dauernde  positive  Rolle  gegenüber 
dem Globalen Süden überhaupt nicht. 
150  Präsidenten  bzw.  Außenminister 
besuchten Russlands 2025.

Deutschlandbild im Umbruch
Unser  erster  Besuch  führte  uns  in 

das „Europa-Institut“, dem Alexej Gro-
myko – der Neffe des ehemaligen Au-
ßenministers  der  Sowjetunion  –  vor-
sitzt. Wir nahmen an einem Round-Ta-
ble-Gespräch teil, um unsere Haltung 
zur  gegenwärtigen  Krisenhaftigkeit 
und unser Verständnis von BRICS+ zu 
äußern. Bereits da wurde klar: Ein Teil 
der akademischen Welt schaut weiter-
hin  so  gebannt  wie  erschrocken auf 
Deutschland und die EU.

Man stellte die Frage, ob man sich 
mit  einem  solch  aggressiven  Kriegs-
kurs nicht darüber im Klaren ist, dass 
derartige  Aufrüstungsbemühungen 
unsinnig  sind.  Ein  Atomkrieg  würde 
wahrscheinlich  nur  wenige  Minuten 
dauern  –  und diesen  sahen alle  Ge-
sprächspartner ab einem bestimmten 
Punkt  der  Eskalation  als  unvermeid-
lich an. 
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Gleichzeitig  sah  man  den  transitori-
schen  Charakter  dieser  tektonischen 
Neuordnung  mit  ihren  kriegerischen 
Neigungen aus der Tiefe der russischen 
Historie.  Dort  ist  das  Motto  „nichts 
bleibt wie es ist“ in allergrößter Kontro-
verse der historischen Abschnitte durch-
lebt worden, insofern gibt es bei allem 
momentanen  Pessimismus  durchaus 
auch  Hoffnung auf  eine  Zeit  nach  der 
Konfrontationspolitik. 

Gespräche, Dialogforen und 
Kontroversen

Auch im „Russian International  Affairs  
Council“, beim Treffen mit Institutsleiter 
Ivan Timofeev trafen wir auf diese Hal-
tung.  Auch  wenn  es  nirgends  explizit 
formuliert  wurde,  schien  bei  allen  Ge-
sprächen – auch mit den Diplomaten – 
klar zu sein, dass die Russische Födera-
tion  Schwierigkeiten  hat,  aus  dieser 
Lage herauszukommen, und dass wir in 
Europa dringend ein Russland einschlie-
ßendes  Zukunftsprojekt  brauchen.  Im 
Nachhinein warfen wir uns jeweils vor, 
dass  wir  die  politische  Planungsphase 
im Westen, die die heutige Lage bereits 
konstituiert hatte, nicht mit der nötigen 
politischen Genauigkeit und Schärfe ver-
folgt und analysiert haben. Diese Phase 
begann  spätestens  2014,  möglicher-
weise  sogar  bereits  2008  beim  NATO-
Gipfel in Bukarest. 

Der  russische  Teil  des  Petersburger 
Dialog  –  an  dem  auch  Kerstin  Kaiser 
(ehemalige Büroleiterin der RLS in Mos-
kau),  Thomas  Fassbender  (Redakteur 
der  Berliner  Zeitung)  und  Alexander 
Rahr (Unternehmerberater mit vielfälti-

gen Kontakten nach Russland) teilnah-
menehmen,   brachte  Neues  deutlich 
zum  Ausdruck:  den  Eindruck,  dass 
sich ein großer Teil der durchaus rele-
vanten bis hin zu hochrangigen politi-
schen Vertreter der außenpolitischen 
akademischen  und  politischen  Eliten 
bereits  von  Europa  abgewendet  ha-
ben,  während  andere,  wie  das  Eu-
ropa-Institut darum ringen, weiterhin 
Anstrengung Richtung Europa zu un-
ternehmen. 

Die Konfrontationsperiode wird nur 
in einem längeren Prozess überwun-
den  werden  können.  Wahrscheinlich 
werden  wir,  so  die  allgemeine  Stim-
mung, über längere Zeit mit einer Pe-
riode  der  Abschreckung und  kleinen 

Elementen  der  Entspannung 
leben  müssen.  Auch  hierbei 
schien  mehr  Hoffnung  und 
Glaube  als  reale  Gewissheit 
durchzuschimmern.  Die  Ent-
täuschung  über  die  deutsche 
Politik nach all den als Vorleis-
tungen  empfundenen  Maß-
nahmen  –  Moskauer  Vertrag, 
Entspannungspolitik,  Wieder-
vereinigung und Abzug sowje-
tischer Truppen – sitzt bei un-
seren Gesprächspartnern tief. 

Unübersehbar  besorgt  war 
die allseitige Reaktion auf das 
neue  deutsche  „Zeitenwende-
Narrativ“,  Russland  hätte  vor, 
einen  NATO-Staat  2028  oder 
2029  anzugreifen.   Kurz  ge-
sagt:  die  deutsche  Politik  ver-
ursacht  in  Russland  große 

Ängste und historische Erinnerungen, 
die sich wiederum in Gegenmaßnah-
men ausdrücken. Russisches Fehlver-
halten wird kaum gesehen, zumindest 
nicht  öffentlich  artikuliert.  Es  bleibt 
festzuhalten:  Dieser  Dialog  war  aus-
gesprochen  fruchtbar  und  sinnvoll. 
Wer  miteinander  redet,  findet  auch 
Wege zu Lösungen – diesen Satz hät-
ten sicher alle beim Petersburger Dia-
log unterschrieben.

Als Freunde in Feindesland
Am  Ende  dieser  beeindruckenden 

Tage legten wir bei – auch in Moskau 
Ende April ungewöhnlichem – Schnee-
fall  einen  Nelkenstrauß  am Grabmal 
des  unbekannten  Soldaten  ab.  Was 
uns unter Tränen erneut ins Bewusst-
sein  drang,  waren  die  27  Millionen 
Tote  und  ihre  trauernden  Familien, 
unendliches  Leid und ein  schwer er-
rungener  Sieg  gegen  die  deutsche 
Schreckens-  und  Vernichtungsherr-
schaft. 

Wir haben uns in diesem Augenblick 
für  unsere  Regierung,  ja  für  unser 
Land geschämt. Uns hat es   in unse-
rer Gewissheit bestärkt: alle, die Frie-
den suchen, müssen das Gespinst der 
Russophobie  als  Pseudo-Ursache  für 
die  hochgefährliche  Spirale  der 
Kriegsvorbereitungen  aus  unserem 
Land vertreiben und eine positive Vi-
sion der europäischen Friedensarchi-
tektur durchsetzen. Frieden in Europa 
gibt es nur mit Russland.

Link zu Video-Bericht siehe Online-
Fassung
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Bild aus polnischen Archiv (Wikimedia): Straßenschilder in der Nähe von Minsk 1941

Auf einer Kundgebung unter dem Motto »Russland 
ist nicht unser Feind« wurde am 20.6. in Berlin an 
den 85. Jahrestag des deutschen Überfalls auf die 
Sowjetunion erinnert und gegen heutige Kriegs-
vorbereitungen protestiert.



Deutsch-russische Friedenstage in 
Bremen: Kultur gegen Feindbilder

Interview mit Wolfgang Müller vom Vorstand der  
Deutsch-Russischen Friedenstage Bremen e.V.

Die schriftlich vorgelegten Fragen stellte  
Karl-Heinz Peil. 
FJ: Soeben fanden die achten deutsch-rus-
sischen Friedenstage statt – erstmals im 
November 2019. Wie kam es dazu?

Erste  Gespräche  zur  Gründung  des 
Vereins  Deutsch_Russische  Friedens_Tage  
Bremen  e.  V.  entwickelten  sich  Ende 
2018.  Damals  verstärkte  sich  die  kon-
frontative  Politik  der  Regierenden  der 
Bundesrepublik  gegenüber  der  Russi-
schen Föderation. Es zeigte sich die Be-
reitschaft zur Eskalation im Zusammen-
hang mit der Osterweiterung der NATO 
und  mit  dem  gelungenen  Ukraine-
Putsch 2014 – entgegen allen früheren 
Vereinbarungen  und  unter  Inkauf-
nahme der Zerstörung der  wechselsei-
tig  vorteilhaften  Wirtschaftsbeziehun-
gen.

Parallel  dazu  war  erkennbar,  dass 
praktisch in Dauerwerbeschleife, vor al-
lem in ARD und ZDF, am Feindbild Russ-
land gearbeitet wurde. Die positiven Er-
fahrungen mit  einer Ostpolitik  der An-
näherung in der Ära Brandt / Bahr wur-
den in den Wind geschlagen. Die einst 
mit Kanzlerin Merkel vereinbarte strate-
gische  Partnerschaft  wurde  faktisch 
ausgetrocknet.

Diese  besorgniserregenden  Entwick-
lungen  setzten  2018  im  Bremer  Frie-
densforum den Impuls für eine Initiative 
zur Förderung und Fortsetzung der Ver-
ständigung  zwischen  den  beiden  Völ-
kern.

Im ersten öffentlichen Aufruf zur Ver-
einsgründung hieß es: „Schon länger se-
hen wir mit Sorge, wie in Teilen der Poli-
tik und der Medien in Deutschland ge-
genüber  Russland  eine  konfrontative 
Haltung  eingenommen  wird.  Im  Rah-
men der NATO finden unter deutscher 
Beteiligung Großmanöver und Truppen-
stationierungen  an  der  russischen 
Grenze statt. Es entsteht ein Klima, das 
der Entspannung und den Frieden zuwi-
der läuft.“

Und zu den Vereinszielen hieß es: „Mit 
einem Bündel von kulturellen und poli-
tisch-informativen Veranstaltungen sol-
len positive Impulse für  das Verhältnis 
zwischen  beiden  Ländern  gesetzt  wer-
den. Als ein konkretes Ziel unserer Akti-

vitäten streben wir 
eine  Städtepart-
nerschaft zwischen 
Bremen  und  einer 
russischen  Stadt 
oder  Region  an. 
Damit  soll  durch 
die  Begegnung 
zwischen  Men-
schen  in  beiden 
Staaten das gegen-
seitige Verständnis 
und  die  Überwin-
dung von Feindbil-
dern  gefördert 
werden.“

Folgerichtig  suchten die Initiatoren 
der  Friedenstage auch das Gespräch 
mit  offiziellen  Vertretern  der  Russi-
schen Botschaft.  Am 10. Januar 2019 
erfolgte der Besuch einer Bremer De-
legation  zum  Gedankenaustausch  in 
Hamburg.

Bereits damals wurde die Unterstüt-
zung  unserer  Initiative  durch  russi-
sche  Künstlerinnen und Künstler  an-
gesprochen; es wurde auf die Zustän-
digkeit  von  Agenturen  und  die  gut 
vernetzten Mitarbeiter  im Russisches 
Haus der Wissenschaft und Kultur in 
Berlin  verwiesen.  Vereinbart  wurde 
die  Fortsetzung  der  Kontakte.  Dazu 
gehört auch die spätere Überlassung 
einer umfangreichen Ausstellung zum 
Thema  Blockade  Leningrads  1941-
1944.

Zurück  in  Bremen,  wurden  die 
Vorbereitungen der  ersten „Deutsch-
russischen  Friedenstage“  konkreti-
siert.  Ermutigt  durch  die  große  Zu-
stimmung in der Bremer Friedensbe-
wegung wurde die Idee der Vereins-
gründung in die Tat umgesetzt. Name 
und  Signet  sind  entscheidende  Wei-
chenstellungen für den künftigen öf-
fentlichen Auftritt. Eine Friedenstaube 
durfte  im  Signet  nicht  fehlen  –  und 
schon der Name sollte das Programm 
zeigen.

Dabei  konnte sich der Initiativkreis 
über die Unterstützung von zwei be-
kannten  Grafik-Designern  freuen. 
Prof.  Jürgen  Waller,  von  1990-2002 
Rektor der Hochschule für Künste Bre-
men, entwickelte das Design des noch 

heute verwendeten Signets.  Zur  Ver-
einsgründung  im  August  2019 
schenkte der bekannte Maler und Ob-
jektkünstler  alle  Rechte  an  diesem 
Werk dem Verein.

Die ersten drei Friedenstage fanden vor 
der hierzulande proklamierten „Zeiten-
wende“ statt, mit der das Feindbild 
Russland eskalierte. Was hat sich seit-
dem bei euch geändert?

Wir betonen immer, dass es uns um 
Völkerverständigung  und  zwischen-
menschliche  Begegnungen  geht.  In-
sofern sind wir keine ‚politische‘ Initia-
tive.  Durch  die  praktischen  Konse-
quenzen  der  verkündeten  Zeiten-
wende  (Diskreditierung  alles  Russi-
schen,  Reisebeschränkungen  u.a.) 
werden wir – wie viele andere auch – 
in unserem völkerverbindenden Enga-
gement  behindert.  Daher  sehen  wir 
uns zunehmend veranlasst, auf diese 
politische Einflussnahme ebenfalls mit 
politischen  Argumenten  zu  antwor-
ten.

FJ: Über die Politik Russlands kann man 
natürlich kontrovers diskutieren. Das 
gilt nicht für die Kultur, die bei den dies-
jährigen Friedenstagen ja auch als 
Schwerpunkt gesetzt ist. Welche Rolle 
kam der Kultur bei den früheren Frie-
denstagen bereits zu und warum jetzt 
noch mal diese explizite Schwerpunkts-
etzung?

Natürlich kann und sollte man auch 
über  Kultur(politik)  intensiv  diskutie-
ren.  Man  vergleiche  nur  einmal  die 
offiziellen  (regierungsamtlichen)  Aus-
sagen  zur  Kulturpolitik  in  Russland 
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mit denen in Deutschland oder in Frank-
reich …

Von Anfang an ging es uns darum, ei-
nem hässlichen Feindbild das Bild einer 
hochstehenden Kulturnation entgegen-
zusetzen,  die  die  gleichen moralischen 
und  kulturellen  Wertmaßstäbe  vertritt 
wie der aufgeklärte Westen – oft sogar 
auf  einem  höheren  Niveau.  So  finden 
sich in unseren Programmen zum Bei-
spiel lyrische Werke von A. Puschkin, W. 
Mjakowski, S. Jessenin, A. Achmatowa, F. 
Dostojewskij, T. Aitmatow u. a.

Kunst und Kultur sprechen die Men-
schen  auf  einer  gemeinsamen  Ge-
fühlsbasis an, sie ‚verbinden die Her-
zen’.  Hier  haben  Feindbilder  auf 
Dauer keinen Raum.

Kunst, Musik, Literatur und andere 
Künste sind universelle Sprachen, die 
verstanden  werden,  auch  wenn  sich 
regionale  Sprachen  als  Barrieren  er-
weisen.

Sie ermöglichen es, das Fremde zu 
verstehen  und  das  Eigene  im  Frem-
den zu entdecken.

Wir haben sehr davon profitiert, dass 
sich aus unseren Reihen schon frühzei-
tig eine Initiative bildete, die in Zusam-
menwirken mit befreundeten Musikern 
klassische Texte und Erläuterungen rus-
sischer  Lyriker*innen  zur  Aufführung 
brachte – unter dem Titel „Russische Ly-
rik im Spiegel der Zeit“ jahrelang mit viel 
Erfolg im Rahmen des Programms der 

Bremer  VHS –  bis  diese  Kooperation 
mit  vorgeschobenen  Gründen  2025 
doch gecancelt wurde.

FJ: „Russland gehört zu Europa“. Diese 
Worte kamen kürzlich sogar Friedrich 
Merz über die Lippen. Das gilt ja nicht 
nur geografisch, denn die kulturelle In-
tegration Russlands in Europa ist ja his-
torisch über Jahrhunderte gewachsen. 
Liegt hierauf bei eurer Programmpla-
nung ein besonderer Akzent?

Ja.  Bei  allen  unseren  Veranstaltun-
gen  möchten  wir  einerseits  deutlich 
machen, dass Russland immer schon 
ein  wichtiger  Teil  Europas  gewesen 
ist,  indem  wir  jeweils  das  Gemein-
same, das Verbindende herausstellen. 
Andererseits  ist  Russland  aber  auch 
viel  mehr:  es  hat  spannende,  bunte, 
unbekannte Seiten,  die  die  westliche 
Kultur  durchaus  bereichern könnten. 
Dafür  stehen  z.  B.  die  Namen  des 
Komponisten Dmitri Schostakowitsch, 
des  Lyrikers  /  Musikers  Bulat  Okud-
schawa oder des Malers und Friedens-
aktivisten Nicolaj Roerich.

FJ: Welche Wirkungen haben die 
deutsch-russischen Friedenstage bisher 
über Bremen hinaus gehabt? Diese Fra-
ge hat vor dem Hintergrund von Russo-
phobie und „Cancel culture“ ja eine be-
sondere Bedeutung. Wie können örtliche  
Friedensinitiativen eure Erfahrungen 
aufgreifen?

Wir haben mittlerweile an mehreren 
Treffen  deutsch-russischer  Freund-
schaftsinitiativen  teilgenommen  und 
nehmen  wahr,  dass  wir  mit  unserer 
gleichberechtigten  Präsentation  von 
historischen,  kulturellen  und  politi-
schen Themen eine gewisse  Sonder-
stellung haben.

Wir setzen uns dafür ein, dass als-
bald eine Informations- und Koordina-
tionszentrale  in  Berlin  entstehen 
möge, um allen interessierten Akteu-
ren, einen Überblick zu ermöglichen, 
wo es  russlandfreundliche  Initiativen 
gibt, wie welche geeigneten Referen-
ten, Akteure, Musikgruppen zu errei-
chen sind, wann und wo welche Aktio-
nen, Konzerte,  Veranstaltungen, Aus-
stellungen stattfinden. 

Wir sind rein ehrenamtlich – in Bre-
men – tätig, sind immer bereit,  über 
unsere  Arbeit(sweise)  zu  berichten 
und interessierte Fragen zu beantwor-
ten, haben aber nicht die Kapazitäten 
für lange Reisen im Bundesgebiet.

Gerne empfehlen wir einen Blick auf 
unsere Homepage. Da ist  die Vielfalt 
unseres  Angebotes  für  Themen  und 
Kulturveranstaltungen erkennbar.  Da 
sind für Initiativler sicher auch Anre-
gungen zu finden.

Willkommen  auf  www.deutsch-rus-
sische-friedenstage.de

Russland ist nicht unser Feind

von Antikriegsforum Heidelberg
Am  22.  Juni  1941  überfiel  die  deut-
sche  Wehrmacht  die  Sowjetunion. 
Der Feldzug wurde zum verheerends-
ten  Verbrechen  des  deutschen  Fa-
schismus.  Infolge  der  beispiellosen 
Brutalität der Kriegsführung und der 
Besatzungspolitik kamen über 27 Mil-
lionen  Sowjetbürgerinnen  und  So-
wjetbürger ums Leben. Millionen so-
wjetischer  Kriegsgefangene  und 
ZwangsarbeiterInnen  starben  in 
deutschen Lagern.
Aus diesem Raub- und Vernichtungs-
krieg  erwächst  eine  besondere  ge-
schichtliche Verantwortung Deutsch-
lands gegenüber den Völkern der frü-
heren Sowjetunion,  auch gegenüber 
den Menschen in Russland:  die Ver-
pflichtung zur  Verständigung,  zu  ei-

ner Politik  für Frieden und Entspan-
nung.
Davon  will  man  hierzulande  nichts 
mehr  wissen.  Vertreter  Russlands 
werden sogar  von  Gedenkveranstal-
tungen zu diesem Krieg ausgeschlos-
sen.  Stattdessen  setzen  die  Herr-
schenden  hierzulande  mit  ihren 
NATO-Verbündeten  gegen  Russland 
auf  Konfrontation,  Aufrüstung,  Ein-
kreisung und Truppenaufmarsch. 
Seit vielen Jahren wird das Feindbild 
Russland wiederbelebt. Berlin wendet 
sich gegen Kompromisslösungen im 
Ukrainekrieg  und  unterstützt  statt-
dessen finanziell und militärisch des-
sen  Fortsetzung,  sowie  Wirtschafts-
sanktionen,  um „Russland zu ruinie-
ren“.  Die  eingeleitete  Hochrüstung 
zur  größten  europäischen  Militär-
macht steigert die Gefahr eines gro-
ßen Krieges.

Russland  ist  unser  europäischer 
Nachbar.  Für  die  Beendigung  des 
Krieges  in  der  Ukraine  und  einen 
dauerhaften Frieden in Europa müs-
sen  wir  wieder  zu  einer  Verständi-
gung kommen. Über die Wege dahin 
wollen wir  auf  der Konferenz disku-
tieren.
Hinweis: Eingeladen wurde auch Oleg 
Ju.  Krasnitskiy,  Generalkonsul  der 
Russischen Föderation in Bonn. Ihm 
wurde aber von der Leitung der Ka-
tholischen  Stadtkirche  Heidelberg, 
u.a.  nach  Intervention  des  General-
konsulats  der  Ukraine  in  München, 
Hausverbot erteilt. Für ihn hielt Anja 
Titze,  die  beruflich,  wissenschaftlich 
und  aktivistisch  mit  Frauenrechten 
befasst  ist,  eine  "Mutterrede  gegen  
Kriegstüchtigkeit,  Aufrüstung  und  die  
Verfügbarmachung unserer Kinder".
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„Desinformation“: Zensur findet statt – im staatlichen Auftrag
Buchbesprechung: 
Norbert Häring: Der Wahrheitskomplex, erschienen am 1.5.26, 304 Seiten, Westend-Verlag, 25 Eur  

Aus der Einführung des Autors:

Der Wahrheitskomplex besteht aus einer 
Vielzahl von staatlichen und privaten Or-
ganisationen, die entscheiden, was als 
wahr zu gelten hat und was als Desinfor-
mation, Hass oder Hetze zu bekämpfen ist.  
Die privaten Organisationen des Wahr-
heitskomplexes werden gern irreführend 
»Nichtregierungsorganisationen« (NGO) 
genannt, obwohl die meisten von staatli-
cher Unterstützung abhängen und prak-
tisch alle eng mit Regierungsstellen zu-
sammenarbeiten.
Ergänzt werden die NGOs und Behörden 
des Komplexes von großen, politisch akti-
ven Stiftungen, die neben dem Staat als 
Geldgeber der NGOs auftreten. [...]
Der Staat lässt das, was er selbst nicht tun 
darf, durch Organisationen erledigen, die 
er finanziert, beeinflusst oder reguliert; 
mit dem gleichen verfassungswidrigen Er-
gebnis, dass Kritik am Regierungshandeln 
unterdrückt wird. Dies geschieht seit etwa 
2014 in sehr vielen Ländern auf vergleich-
bare Weise. Das liegt nach meiner Analyse 
daran, dass es eine gemeinsame Ursache 
gibt: den sich zuspitzenden Propaganda-
krieg zwischen dem Westen und Russland 
und zunehmend auch mit China. […]
Für Militärs und Geheimdienste und deren  
Gewährsleute in der Politik ist Propagand-
akrieg Teil der sogenannten »hybriden 

Kriegsführung«. Und für Kriegsführung, 
auch für hybride, sind die Militärs zu-
ständig. So erklärt sich, dass sich an vie-
len Stellen im Wahrheitskomplex starke 
Verbindungen zu Militär und Geheim-
diensten finden.

In dem Roman 1984 von George Or-
well wird im ersten Teil die Arbeit der 
Hauptfigur  Winston  im  „Ministerium 
für  Wahrheit“  geschildert.  Seine  Auf-
gabe  besteht  darin,  vorhandene  Do-
kumente umzuschreiben auf politisch 
aktuell  gültige  „Wahrheiten“.  Das 
Buch  erschien  1949,  vier  Jahre  nach 
dem Ende des Naziregimes und dem 
dort  vorhandenen  „Ministerium  für  
Volksaufklärung  und  Propaganda.“  In 
jenem Jahr wurde auch das Grundge-
setz verabschiedet, wo in Art. 5 steht: 
„Eine Zensur findet nicht statt“. 

Heute ist jedoch das Gegenteil  der 
Fall  –  und  das  auch  ohne  staatliche 
Einrichtungen. Es beginnt mit der un-
sichtbaren Durchdringung des öffent-
lichen  Diskurses  gegen  alles,  was 
nicht als „wahr“ angesehen wird. Das 
zugrundeliegende  Narrativ  heißt 
„Kampf gegen Desinformation“. 

Norbert  Häring  weist  in  seinem 
Buch einleitend darauf hin, dass es in 
einem liberalen Rechtsstaat nur zwei 
Kategorien  von  Meinungen  geben 
dürfte: Erlaubte und verbotene. Letz-
tere  müssen  gesetzlich  klar  geregelt 
sein (wie beispielsweise für Nazi-Pro-
paganda).  In  seinem  Buch  verweist 
der Autor auf die zahlreichen Grauzo-
nen zwischen diesen beiden Katego-
rien, die sich mit den oben genannten 
Kampfbegriffen  herausgebildet  ha-
ben. 

Dafür hat er sehr gründlich recher-
chiert.  Im  ersten  Kapitel  seines  Bu-
ches stellt er dar, mit welchen Mecha-
nismen dies erfolgt: Diese reichen von 
sogenannten Faktencheckern, Werbe-
boykotten  und  Kontenkündigungen 
bis hin zu Maulkörben für Abweichler 
(„Cancel  Culture“).  Diese  werden von 
Einrichtungen unter staatlicher Regie 
bzw.  Förderung  in  Deutschland,  der 
EU und der NATO gesteuert.

Letztere haben vor allem zum Auf-
bau der offiziellen Wahrheitskontrolle 

beigetragen. 
Die Durchsetzung der Corona-Maß-

nahmen ab 2020 erwies sich dabei als 
Probe aufs Exempel. 

Besonders  grotesk:  Während  man 
bereits  im  US-Präsidentschaftswahl-
kampf mit dem sogenannten Russia-
Gate  eine  russische  Wahlbeeinflus-
sung  zugunsten  Trumps  behauptete 
und Ähnliches seitdem wiederholt bei 
Präsidentschafts-  und  Parlaments-
wahlen  in  anderen  Ländern  unter-
stellt, ist dies seitens der EU und der 
NATO mittlerweile in einigen Ländern 
gang und gäbe. 

Insbesondere in Deutschland findet 
inzwischen ein Informationskrieg von-
seiten der EU und der NATO statt, mit 
dem  die  Bevölkerung  auf  Kriegsmo-
dus geschaltet werden soll. 

Der Autor gibt im letzten Kapitel sei-
nes  Buches  einen  Ausblick  auf  not-
wendige  Gegenmaßnahmen.  Seine 
Forderungen: 

„Die Verhaltenskodizes gegen Hass und 
Desinformation sind erstzlos zu strei-
chen. […] Es muss wieder das Prinzip 
gelten, dass der Gesetzgeber festlegt, 
was erlaubt und was verboten ist.“

Und weiter: 

„Faktenchecker und Hinweisgeber als 
verdeckte, staatlich lizenzierte Wahr-
heitsinstanzen haben keine Daseinsbe-
rechtigung. Zuständig für die Einhal-
tung der Gesetze sind staatliche Auf-
sichtsbehörden, die sich in ihrem Tun an  
den Grundrechten messen lassen müs-
sen und sich nicht hinter dem Anschein 
von Privatautonomie verstecken kön-
nen.“

Der Autor gibt schließlich Hinweise 
dazu, was wir als Einzelne tun können, 
„denn als  viele,  die  alle  ihren Teil  tun,  
können wir sehr viel ausrichten“:

„Wir können Menschen, die ähnlich den-
ken, mit Bestätigung und Informationen  
versorgen, damit sie besser als Bot-
schafter der Meinungs- und Informati-
onsfreiheit wirken können. Wir können 
in Menschen, die anders denken, im 
freundlichen Gespräch die Saat des 
Zweifels wecken. Mehr braucht es nicht.“  

Karl-Heinz Peil
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Erste Friedenskonferenz Südwest: Wichtige Schritte zur Vernetzung
Seit Anfang 2025 besteht die Friedens-

vernetzung  Südwest.  Diese  Plattform 
hatte von Anfang an das Ziel, übergrei-
fend für  die Bundesländer im Südwes-
ten einen informellen Austausch, über-
greifende Vernetzung und Aktionsorien-
tierung zu schaffen. Letzteres ist vor al-
lem  vor  dem  Hintergrund der  US-Mili-
tärstandorte  in  Ramstein  /  Kaiserslau-
tern, Wiesbaden, Stuttgart und Grafen-
wöhr  /  Oberpfalz  von  besonderer  Be-
deutung. 

Die  Friedensvernetzung  Südwest  ist 
deshalb nicht  als  Konkurrenz zum eta-
blierten  Friedensnetz  Baden-Württem-
berg zu sehen. Das hat sich auch bei der 
Großdemo in Stuttgart am 3.10.2025 ge-
zeigt, wo die Erfahrung des Friedensnet-
zes BaWü bei den Ostermärschen eine 
wesentliche Stütze bei der organisatori-
schen Vorbereitung war. 

Die über den aktiven Kern hinausge-
hende  Friedensvernetzung  hatte  nun-
mehr am Sonntag, den 5.7.26 ihre Pre-
miere  mit  einer  Tagesveranstaltung  in 
Karlsruhe. 

Im ersten Block wurde die Geopolitik 
behandelt. Peter Wahl gab eine theore-
tisch fundierte Darstellung.  Dabei  ging 
es vor allem um den Prozess des Über-
gangs von der Unipolarität (mit den USA 
als einzige Weltmacht) in eine multipo-
lare  Welt.  Die  Komplexität  dieser  Ent-
wicklung mit dem Aufstieg Chinas und 
anderen Ländern des Globalen Südens 
bei gleichzeitigem Abstieg von USA und 
der  EU  macht  bei  sehr  unterschiedli-
chen Interessen dieser und anderer Ein-
zelstaaten  kriegerische  Konflikte  fast 
unabwendbar.

Denn: die USA bleiben immer noch die 
Supermacht Nr. 1 aufgrund ihrer immer 
noch  vorhandenen  militärischen  und 
auch wirtschaftlichen Stärke.  Dem Nie-
dergang von EU und Deutschland steht 
ein immer aggressiver werdendes Groß-
machtgehabe  von  deren  Seite  gegen-
über. 

Die hiermit aufgeworfenen Fragen zu 
gesellschaftlicher  Formierung,  Mei-
nungsmanipulation,  kognitiver  Kriegs-
führung  und  Repression  wurden  im 
zweiten Block detailliert behandelt. 

Ninon  Colneric  berichtete  über  ein 
von ihr (als Ko-Autorin) für die MdEP-Ab-
geordneten Firmenich und von Schulen-
burg erstelltes Rechtsgutachten zu den 
persönlichen Sanktionen gegen unlieb-

same  Personen 
wie  z.B.  den 
deutschen  Jour-
nalisten  Doğru. 
Sie betonte, dass 
das  "Sanktions-
regime" bis zum 
6.10.  2026  be-
fristet  ist,  d.h. 
danach  muss 
der  Europäische 
Rat einer Verlän-
gerung  zustim-
men.  Wenn  nur 
ein EU-Mitgliedsstaat dagegen votiert, 
müssen  die  Sanktionen  aufgehoben 
werden! Colneric rief dazu auf, Briefe 
an "freundlich gesinnte" Länder wie z. 
B.  Spanien  und  Irland  mit  entspre-
chender Bitte zu schreiben. 

Renate  Dillmann  gab  einen  Über-
blick aus medienpolitischer Sicht und 
nannte Beispiele dafür, wie Journalis-
ten in  den Mainstream-Medien  nicht 
ihrem beruflichen Ethos gerecht wer-
den  und  welche  exzessive  Rolle  das 
vorhandene  „Desinformation“-Narra-
tiv dabei spielt. 

Im dritten Block ging es um die Ver-
netzung  der  verschiedenen  Kampa-
gnen, Initiativen und Ideen. Exempla-
risch  wurden  mehrere  Themenberei-
che vorgestellt.

Die  jugendliche  Perspektive  wurde 
von  Leyla  Bouyedda  –  aktiv  in  der 
SDAJ  und  DIDF-Jugend  dargestellt, 
auch  als  Sicht  der  jugendlichen Teil-
nehmer im Saal. 

Annette Groth wies im Zusammen-
hang  mit der zunehmenden Repres-
sion auf den Prozess gegen die sog. 
„Ulm 5 Aktivisten“ in Stuttgart Stamm-
heim statt. 

Die 5 jungen Leute drangen im letz-
ten September in die Ulmer Niederlas-
sung  des  israelischen  Rüstungskon-
zerns  Elbit  ein,  ließen  sich 
widerstandslos  verhaften 
und  sitzen  seitdem  in  ver-
schiedenen Gefängnissen.

Helmut  Lohrer  von  der 
IPPNW  schilderte  anschau-
lich  die  Militarisierung  im 
Gesundheitswesen  mit  den 
irrsinnigen Vorgaben für die 
medizinische Versorgung im 
Kriegsfall  –  womit  sich  die 
Beschäftigten  in  Kranken-

häusern auseinander setzen müssen. 
Daraus  ergeben  sich  angesichts  der 
bereits  jetzt  vorhandenen  Unterver-
sorgung  auch  wichtige  Ansätze  für 
den Widerstand. 

Norbert Heckel vom AK Frieden des 
ver.di-Bezirks  Stuttgart  verwies  auf 
das  schwierige  Engagement  für  den 
Frieden in seiner Gewerkschaft. 

Fazit
Die  Veranstaltung  erwies  sich  als 

sehr zweckmäßig konzipiert und über-
traf  die  Erwartungen  der  Vorberei-
tungsgruppe.  Vor  allem  für  Teilneh-
mer aus ländlich geprägten Regionen 
(ohne häufigere Vortrags- und Diskus-
sionsangebote  wie  in  Großstädten) 
wurde das Angebot der Friedenskon-
ferenz gut angenommen. Zu den Re-
feraten  gab  es  rege  Diskussionen, 
nicht  nur  im offiziellen  Teil,  sondern 
auch  in  den  zwischen  den  Blöcken 
eingestreuten Pausen. Der große Saal 
des  Akropolis-Ziegler-Restaurants  er-
wies  sich  als  passend  und  war  mit 
etwa 120 Teilnehmern gut gefüllt. Die 
Nutzung des Restaurantbetriebes für 
Pausenverpflegung  und  für  weitere 
Gespräche nach Abschluss um 18 Uhr 
leisteten einen weiteren Beitrag zum 
Erfolg der Konferenz. (KP)  

Weitere Infos und Video-Mitschnitt:
www.friedensvernetzung-suedwest.de
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Aufruf für Bundesweite Demonstration am 3. Oktober 2026 in Berlin und Stuttgart:

Nein zu Hochrüstung, Wehrpflicht und Krieg!
Für Frieden, demokratische Rechte und soziale Sicherheit!

 

Die Gefahr eines direkten Krieges mit 
Russland, sogar eines Atomkrieges, wird 
immer größer. Deutschland wird kriegs-
tüchtig  gemacht.  Die  Regierung  will, 
dass Deutschland erneut zur Führungs-
macht wird. Deshalb soll die Wehrpflicht 
wieder eingeführt werden. Gesundheits-
wesen  und  Infrastruktur  werden  auf 
Krieg  getrimmt,  Meinungsfreiheit  und 
demokratische  Rechte  eingeschränkt. 
Die  Bundeswehr  wird  zur  größten  Ar-
mee  Europas  hochgerüstet.  Weitrei-
chende Erstschlagwaffen werden entwi-
ckelt. Sie sind gegen Russland gerichtet 
und machen Deutschland im Kriegsfall 
zum bevorzugten Angriffsziel.

Die  Ausgaben  für  Hochrüstung  und 
Militär  wurden  in  Deutschland  in  den 
letzten fünf Jahren verdoppelt und sol-
len bis 2030 nochmals verdoppelt wer-
den, um das NATO-5%-Ziel bis 2035 zu 
erreichen. Wir müssen das bezahlen mit 
höheren  Steuern,  Sozialabbau  und 
schlechteren  öffentlichen  Leistungen. 
Schon jetzt  fehlen Milliarden bei  Kran-
kenhäusern, Pflege, Schulen, Hochschu-

len  und  Kitas,  Jugend 
und  Kultur,  Umwelt-
schutz und Verkehr. Wir 
sollen  länger  arbeiten 
und  die  Renten  noch 
niedriger werden. Sank-
tionen  führen  zu  Preis-
steigerungen  und  Ar-
beitsplatzverlusten.

Begründet  wird  diese 
Hochrüstung  mit  einer 
Bedrohung durch  Russ-
land. Doch selbst die US-
Geheimdienste  gehen 
davon  aus,  dass  Russ-
land  weder  die  Absicht 
noch  die  Fähigkeiten 
hat, NATO-Staaten anzu-
greifen.  Schon  heute 
sind  die  europäischen 
NATO-Staaten  Russland 
militärisch  weit  überle-

gen – auch ohne die USA.
Während die Bundesregierung Völ-

kerrechtsverstöße  Russlands  anpran-
gert,  unterstützt  sie  die  USA und Is-
rael  bei  ihren  völkerrechtswidrigen 
Kriegen gegen den Iran, Libanon und 
andere  Länder:  durch  politische 
Schützenhilfe, Waffenlieferungen und 
durch  die  Genehmigung,  US-Militä-
rbasen in Deutschland zu nutzen. Sie 
tut nichts gegen die völkerrechtswid-
rige  Besatzungspolitik  Israels  in  Pa-
lästina und den von UN-Experten und 
Menschenrechtsorganisationen so be-
nannten Völkermord im Gaza-Streifen. 
Durch  ihr  Schweigen  und  Nichtstun 
akzeptiert sie die Fortführung der seit 
über  65  Jahren  andauernden  Blo-
ckade gegen  Kuba  sowie  die  Andro-
hung einer militärischen Intervention. 
Diese  Doppelstandards  untergraben 
das Völkerrecht.

Statt  sich  um  Friedenslösungen zu 
bemühen,  eskalieren und verlängern 
Deutschland, die EU und die NATO mit 

ihrer Militärhilfe, auch für Angriffe tief 
in Russland, den Krieg in der Ukraine 
und  das  Leiden  der  Menschen. 
Deutschland  wird  zunehmend  zur 
Kriegspartei. Es wird riskiert, dass sich 
der Krieg auf ganz Europa ausweitet.

Unterstützt  und  geschützt  werden 
müssen  diejenigen,  die  sich  dem 
Krieg verweigern und vor ihm fliehen. 
Bekämpft  werden  müssen  die  Ursa-
chen von Krieg und Flucht. Kriege und 
Hochrüstung zerstören Lebensgrund-
lagen  und  sind  mit  wirksamem  Um-
welt- und Klimaschutz unvereinbar.

Wir  sagen  NEIN  zu  allen  Kriegen. 
Wir lehnen die Militarisierung unserer 
Gesellschaft  und  die  Einschränkung 
demokratischer Rechte ab. Wir stellen 
uns gegen die Unterordnung von Ge-
sundheitswesen, Bildung und Wissen-
schaft unter die Kriegstüchtigkeit.

Wir fordern:
>  Schluss  mit  Hochrüstung, 

Kriegswirtschaft und Sozialabbau!
> Keine Erstschlagwaffen!
> Nein zur Wehrpflicht und ande-

ren Zwangsdiensten!
>  Stopp  aller  Wirtschaftssanktio-

nen und Waffenlieferungen!
> Schließung aller US-Militärstütz-

punkte  in  Deutschland  und  Abzug 
der US-Atomwaffen!

>  Zurück  zum  Völkerrecht  –  für 
alle!

Wir brauchen Abrüstung, neue Ab-
kommen  zur  internationalen  Rüs-
tungskontrolle,  den  Beitritt  Deutsch-
lands zum Atomwaffenverbotsvertrag 
und  eine  gemeinsame  Friedensord-
nung in Europa unter Einschluss Russ-
lands.  Wir  wollen Frieden und diplo-
matische  Lösungen  entsprechend 
dem Völkerrecht!

Dafür gehen wir  am 3.  Oktober in 
Berlin und Stuttgart auf die Straße. 
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Der Aufruf wurde von einem großen Vorbereitungskreis nach intensiver Diskussion 
beschlossen.Die Demonstration in Stuttgart und in Berlin wird getragen 
von zahlreichen Organisationen und Gruppen aus der Friedensbewegung.
Die Demonstration wird jeweils um 13 Uhr beginnen. Details zum Ablauf werden von 
den örtlichen Vorbereitungsgruppen in Berlin und Stuttgart erarbeitet.
Weitere Infos z.B. über www.nie-wieder-krieg.org und www.friedensvernetzung-
suedwest.org

http://www.nie-wieder-krieg.org/


Anhang: Quellenangaben und weitere Infos
(nicht Bestandteil der Druckausgabe)

Gazacide
Seite 3 bis 5
Fußnoten

[1] https://www.infosperber.ch/politik/welt/israel-darf-mit-
dem-gazacide-nicht-durchkommen/   
https://www.pressenza.com/de/2026/06/israel-darf-mit-
dem-gazacide-nicht-durchkommen/ 
[2] https://www.palestinemission.at/single-post/was-uns-
die-wunden-erz%C3%A4hlen-internationale-
%C3%A4rztinnen-und-%C3%A4rzte-berichten-von-gaza 
und
https://www.volkskrant.nl/cultuur-media/volkskrant-
journalisten-winnen-europese-prijs-voor-artikel-over-
schotwonden-bij-kinderen-in-gaza 
[3] Zitat aus der Aussendung des Büros (9. Juni 2026) der 
Vertretung des Staates Palästina in Österreich, Slowenien 
und Kroatien und ständige Beobachtermission des Staates 
Palästina bei der UN und den internationalen 
Organisationen, das Büro in Wien sendet auf Anfrage 
regelmäßig Informationen aus Palästina und übersetzte 
Artikel an Interessierte https://www.palestinemission.at 
[4] Gaza’s public servants systematically targeted in Israeli 
strikes UN-OHCHR, 4. Juni 2026  
https://palestine.un.org/en/316694-gaza%E2%80%99s-
public-servants-systematically-targeted-israeli-strikes 
[5] Zitat aus der Aussendung des Büros [9. Juni 2026] der 
Vertretung des Staates Palästina, Wien
[6] Originalbeitrag in englischer Sprache: 
https://www.haaretz.com/opinion/2026-05-30/ty-article-
opinion/.premium/israels-solution-to-the-gaza-problem-is-
well-underway/0000019e-79d5-d12e-afdf-ffff5b890000 
[7]  Zitat aus der Aussendung des Büros [9. Juni 2026] der 
Vertretung des Staates Palästina, Wien
[8] https://www.eu-info.de/europa/EU-
Assoziierungsvertraege/ 
[9]     
https://citizens-initiative.europa.eu/initiatives/details/2025/0
00005_en#statements-table 
[10] Online kann man hier unterschreiben: 
https://eci.ec.europa.eu/055/public, weitere Informationen 
bei der Deutsch-Palästinensischen Gemeinde https://dpg-
netz.de/ 
[11]
https://etosmedia.de/politik/22-ehemalige-minister-aus-eu-
staaten-fordern-eu-muss-assoziierungsabkommen-mit-
israel-aussetzen/   (18.06. 2026)
[12] 
https://www.jungewelt.de/artikel/524319.siedlungspolitk-
wadephul-sanktionen-gegen-israel-nicht-geboten.html    
(10. Juni 2026)

Israelische Militärgewalt gegen Gaza-
Flotille 2026
Seite 5
siehe dazu: Bericht (mit Video) von Ann Wright über die 
Gaza-Flottille 2026 
https://frieden-und-zukunft.de/2026-06-02_ann-wright/

Amnesty wirft Israel ethnische Säuberung 
im Westjordanland vor
Seite 7
https://www.infosperber.ch/freiheit-recht/
menschenrechte/amnesty-wirft-israel-ethnische-
saeuberung-vor/

Internationale Anti-Kriegskonferenz in 
London
Seite 12 und 13
https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/10449
Fußnoten
[1] Ein Mitschnitt der Konferenz findet sich auf 
youtube.com/live/YOVqOJ1iU58 .
[2] S. dazu „Rechtzeitig Widerstand leisten“.
[3] S. dazu „Die Zeche für beides zahlen“.
[4] Jörg Kronauer: Kriegshäfen unter Beobachtung. junge 
Welt 09.02.2026.
[5] Matthias Monroy: Hüseyin Doğru: Bank sperrt auch 
Konten seiner Mutter. nd-aktuell.de 28.05.2026.
[6] S. dazu Meinung wird gemacht und Der Krieg im Innern.
[7] #freedogru. free-dogru.com.
Zusatzbeitrag
Interview mit Kate Hudson:
https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/10431

Buchbesprechung: Der Wahrheitskomplex
siehe auch Verlagsinfo
https://westendverlag.de/Der-Wahrheitskomplex/2379 
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